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Montag den II. April 1859. 


Preußen. 


Landtags⸗ Verhandlungen. 
L. C. C. Vierundreißigſte Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 


Anfang der Sitzung 12 Uhr 20 Minuten. 

Präſident Graf Schwerin. 

Am Miniſtertiſche: Flottwell, v. d. Heydt, v. Bonin, Simons, v. Auerswald, 
v. Patow, v. Schleinitz, v. Bethmann⸗Hollweg. Als Regierungs⸗Commiſſarien 
des Handelsminiſters fungiren die Geh. Räthe Wolff und Nathan. 5 

Der Präſident theilt mit, daß das Geſetz über Aenderungen einiger Beſtim⸗ 
mungen des rheiniſcheu Handelsgeſetzbuches im Herrenhauſe nicht in der Faſſung, 
die es im Abgeordnetenhauſe en angenommen worden, und daher wieder 
an die Commiſſion gehen müſſe. Ferner, daß er noch in der ſtillen Woche 
wei Sitzungen anzuberaumen gedenke und die Sitzungen am Donnerſtage nach 

ſtern wieder aufnehmen werde. 

Abg. Niegolewski nimmt vor der Tagesordnung das Wort. Es ſei 
morgen acht Tage her, daß er ſeine Interpellation geſtellt. Daß dieſelbe bis 
jetzt von Seiten des Herrn Miniſters des Innern noch nicht beantwortet, ſehe 
er als ein Sauce für die gründliche Prüfung der Sachlage an, und er wolle 
daher den Herrn Miniſter nicht drängen. Dennoch habe er zu ſeinem Befrem⸗ 
den die aufrühreriſche Proklamation, welche er Anſtand genommen der Inter⸗ 
pellation zuzufügen, weil er fie für ſtrafbar erachtet, in der oifizidjen „Poſener 

eitung‘ gefunden, ebenſo ein zweites revolutionäres Machwerk, deſſen Exiſtenz 
ihm bisher ganz unbekannt geweſen. 

Präſident Graf Schwerin: Der Abg. Niegolewski habe die Wahrheit ge⸗ 
ſprochen; derſelbe habe auf ſeinen (des Präſidenten) Wunſch die Proclamation 
aus der Interpellation fortgelaſſen, da er nicht glaube, daß das Privi⸗ 
legium des Hauſes dazu gemißbraucht werden dürfe, um aufrüh⸗ 
reriſche Proklamationen zu verbreiten. 

Der Miniſter des Innern erklärt die Interpellation am Montage beant⸗ 
worten zu wollen, jedoch nur die gedruckte Interpellation, nicht etwa die an 
dieſelbe geknüpften Thatſachen. 

Es folgt dann die Berathung über Gewährung der Zinsgarantie für eine 
Prioritäts⸗Anleihe der Rhein⸗Nahe⸗Eiſenbahn, welche die Commiſſion bekannt⸗ 
lich zu bewilligen beantragt. a 

Die Abgeordneten Milde, Behrend (Danzig) u. A. wollen den Geſetzentwurf 
dahin amendiren, daß (in $ 1) die Binsparaftie auf zehn Jahre nach Eröff⸗ 
nung der Bahn beſchränkt wird und daß (8 2) die Tilgung nicht mit einem 
halben, ſondern mit einem ganzen Prozent jährlich erfolgen ſoll. 

Abg. Milde gegen den Commiſſions⸗Antrag für die von ihm geſtellten 
Amendements: Er beabſichtige im Allgemeinen gegen die Vorlage zu ſiimmen und 
babe die Amendements nur für die Cventualität geitellt, daß dennoch die Garartie be: 
willigt werde. Der Commiſſionsbericht enthalte mit Ausnahme eines, auf den 
er ſpäter zurückkommen werde, alle Gründe gegen die verlangte Garantie und 
wunderſam genug ſei die Commiſſion in ihrer Majorität doch zu dem Beſchluſſe 
gekommen, dem Hauſe die Annahme des . zu empfehlen; wie dies 

ſammenhänge, begreife er nicht. Das Motiv, welches er vorzugsweiſe im 

cht vermiſſe, und welches doch wohl in die Waagſchale falle, ſei folgendes: 
indem man eine Klaſſe privilegirte Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗Actien, d. h. Actien 
mit Staatsgarantie ſchaffe, erſchwere man für alle diejenigen Prioritäts⸗Actien 
von Privatgeſellſchaften, welche dieſelben auf Grund einer Miniſterialʒ⸗Genehmi⸗ 
gung jetzt zu emaniren hätten, mindeſtens den Markt und devalvire dieſelben 
vielleicht 4—5 vr am Werthe, man contrahire aljo nicht allein eine Staats: 
garantie für 6 Millionen Thaler Schulden, die einer fremden Geſellſchaft zu 
ute kommen, ſondern man lege auch ein Opfer von 800,000 Thlr. oder eine 
Million preußischen Eiſenbahn⸗Actionären auf. Er habe ſich deranlaßt geſehen, 
dieſen Gegenſtand dem Miniſtertiſch zur Erwägung vorzulegen und das In⸗ 
155 zahlreicher Staatsbürgerklaſſen, die man, wie es ſcheint, in der Com: 
miſſion ganz vergeſſen habe, 1 wahren. Es ſei geſagt worden, daß keinerlei 
Gefahr bei der betreffenden Garantie vorliege. Er ſei entſchieden der gegen⸗ 
igen Anſicht; denn wenn die Zinſen und die Amortiſation der Prioritäts⸗ 

An herauskommen ſollten, ſo müſſe die 16 Meilen lange Bahn mindeſtens 
640,000 Thlr., alſo mehr als 40,000 Thlr. auf die Meile einnehmen, und wenn 
man nun erwäge, daß die Bahn eine Concurrenzbahn an der Bexbacher habe, 
die eine alte, gut begründete ſei, und vorzugsweiſe Kohlen fahren ſolle, fo liege 
die Vermuthung wohl nahe, daß jene die Frachtpreiſe ſo herabſetzen werde, 
daß die Einnahmen der neuen Bahn ziemlich zuſammenſchrumpfen würden. 
— Zu ſeinem Amendement übergehend, bemerke er in Bezug auf das erſte: die 
Garantie auf zehn Jahre zu beſchränken, ſo empfehle ſich daſſelbe, weil es im 


kommen genügen. 


Ausfall einträte, ſo würde derſelbe doch nur innerhalb der erſten zehn 


ahre] ſchaffen. (Oh! oh) Trotz des oh! oh! ſtehe er nicht im Lande allein. So⸗ 


eintreten; Niemand würde glauben. daß dies nach zehn Jahren noch geſchehen] dann wolle er nicht, daß das Haus Verwaltungsnormen aufſtelle, und zu ter 
könne. Ebenſo müſſe er ſich gegen das zweite Amendement erklären. Die Un: großen Zahl zur Berückſichtigung überwieſener Petitionen noch Erwartungen 
nahme dieſer Amendements (der Miniſter bemerkt ſpäter ausdrücklich, er habe ausſpreche. 


nur dieſe, nicht die Amendements der Commiſſion bekämpfen wollen) würde 

keinen guten Eindruck hervorbringen; ſie würde den Effekt, den die Staatsre⸗ 

gierung erreichen zu können glaube, weſentlich modificiren und abſchwächen. 
Abg. Werle ſpricht dal 

hier mit einer Hilfe eintreten wolle, und empfiehlt Genehmigung der Vorlage. 


Abg. Kühne (Berlin): Die Veranlaſſung zu dem Antrage habe ſehr nahe 
gelegen in dem Auftrage, welcher der Commiſſion ertheilt worden jei. In dem 
erichte ſei geſagt geweſen, daß durch Uebernahme der Babn durch den Staat 


reude daruber aus, daß die Staatsregierung] die Erwartung rege gemacht ſei, der Staat werde die Bahn auch zur Vollen⸗ 


dung führen. Auf Grund dieſer Thatſache ſei man darauf gekommen, ſich für 


Abg. Reichenheim berichtigt den ſtenographiſchen Bericht über die Sitzung fernere Zeiten gegen einen ſolchen Zuſtand zu verwahren. — Veranlaſſung ſei 
vom 6. d. M. dahin, daß der Handelsminiſter nicht geſagt habe: „Soweit mei⸗ auch durch frühere Fälle — er erinnere an die Oberſchleſiſche Bahn — genug 
nen Bemerkungen widerſprochen werden ſoll, ſind die Berichtigungen des Ab⸗ vorhanden geweſen, dergleichen Mißſtänden in Zukunft vorzubeugen. Es ſei 
geordneten R. unrichtig“, ſondern einfach: „die Berichtigungen des Herrn R.] Veranlaſſung, dieſem Hange oder, wenn er fo jagen ſolle, Triebe (Heiterkeit) 


ſind unrichtig.“ 


der Regierung entgegen zu treten, und er hoffe, daß dem Antrage beigeſtimmt 


(Der Vicepräſident unterbricht den Redner, da dieſe Bemerkungen nicht | werde. 


zur Sache gehören.) Demnächſt erklärt ſich der Redner für die Annahme des 


Handelsminiſter v. d. Heydt: Der Abg. Kühne habe die Nothwendigkeit 


Geſetzentwurfs; der Staat habe durch frühere Zusicherungen eine moraliſche der Uebernahme der Verwaltung dieſer Bahn beſtritten; er bedaure, daß er den 
Verpflichtung, die Zinsgarantie zu übernehmen. Ohne dieſe würde die Gejell- | Ausführungen des Regierungs⸗Commiſſars nicht gefolgt ſei. Ausſchließlich pelis 
ſchaft in die Lage kommen, die § 47 des Geſetzes vom 3. November 1838| tiſche und militäriſche Rückſichten ſeien es geweſen, welche die Staatsregierung 
vorausſehe; es würde, da die Geſellſchaft ihren Verpflichtungen nicht nachkom⸗ zur Uebernahme der Verwaltung veranlaßt. Der Abgeordnete füge hinzu, daß 
men könne, eine Verſteigerung der Bahn eintreten, und da ein anderer Käufer | er, der Miniſter, einen Hang oder Trieb habe, nach derartigen Verwaltungen 
ſich nicht finden würde, die Regierung in den Fall kommen, die Bahn ankau⸗ zu haſchen; er verweiſe auch hier auf die Erklärungen des Commiſſars und 
fen zu müſſen, und dies wäre ein Verfahren, das der Würde des Staates] müſſe den daran geknüpften Vorwurf zurückweiſen. Der Staat habe die Ver⸗ 


nicht angemeſſen ſei. 


Abg. Müller (Genthin): Er habe der Minorität der Commiſſion ange⸗ 


waltungen theils auf Grund beſtehender Statuten, und weil er nicht nur das 
Recht, jonder auch die Pflicht dazu gehabt, übernommen, theils auf Andringen 


hört und werde deren Grungſätze auch hier vertreten. Er ſei dagegen, daß der] der bedrängten Geſellſchaften. In allen Fällen habe die Regierung die Ueber⸗ 
Staat der Rhein⸗Nahe⸗Bahn helfe, einfach aus dem Grunde, weil ſie mit ihren | zeugung, im wahren Intereſſe des Staats und im öffentlichen Intereſſe gehan⸗ 


eigenen Mitteln den Bau nicht fortſetzen zu können erkläre. 


Er könne nicht | delt zu haben, und keine Urſache, einen dieſer Schritte zu bereuen. 


Die Regie⸗ 


begreifen, weshalb die Rhein⸗Nahn⸗Bahn, die die traurige Lage ſelbſt verſchul⸗ rung habe die Genugthung, das Vertrauen gefunden und gerechtfertigt zu haben. 
det, vor allen andern Bahnen begünſtigt werden folle. Er leugne, daß das Wo es das Intereſſe des Staats erheiſche, würde die Regierung die Verwaltung 
vorliegende Geſetz im allgemeinen Staatsintereſſe nöthig fei. (Das Haus ſchenkt zu übernehmen, wieder in die Lage kommen: fie würde aber auch ſtets gebüh⸗ 
dieſem Redner, wie auch den Vorrednern, nur geringe Aufmerkſamkeit; überall] rende Rückſicht auf diejenigen Stimmen nehmen, welche gegen eine ſolche Ver⸗ 


bilden ſich unterhaltende Gruppen, unter deren lebhaften Geſprächen ein großer | waltung laut geworden. 


Theil des Vortrages verhallt). Zum Schluß wirft der Redner einen tadelnden 


Finanzminiſter v. Patow: Der Abg. Simſon habe bereits auf die Trag⸗ 


Blick auf die bisherige Eiſenbahnpolitik des Handelsminiſters. (Graf Schwerin] weite des Antrages hingewieſen. Er erkenne an, daß, wie der Abgeordnete 


uͤbernimmt wieder den Vorſitz.) 


Abg. Kautz glaubt, daß aus der Ablehnung des Geſetzesvorſchlages ebenſo] nicht anzurathen, dieſelbe jo gelegentlich 


ausgeführt, die Frage zweifelhaft ſei, aber auch, wenn dies der Fall, ſo ſei es 
u entſcheiden. Sei die Frage aber 


große Nachtheile für den Staat als für die Aktionäre entſtehen würden; er hält] nicht zweifelhaft, jo habe gar keine — . 5 zu dem Antrage vorgelegen. 


das Unternehmen für ein durchaus rentables. 


Abg. v. Eynern: Die Rhein⸗Nahe⸗Bahn verdiene das Beiwort, welches] kenne, jo könne er doch mit den Motiven deſſelben nicht einverſtanden 


aner⸗ 


Wenn er mit dem Abg. Simſon auch die zweifelhafte Natur der Sage 
ein; er 


ihr hier im Haufe vor einigen Tagen ertheilt ſei „die unglückliche“ mit Recht. glaube namentlich, daß der angezogene Verfaſſungs⸗Artikel eine andere Art von 
(Bei dieſem Redner wird die Unruhe im Haufe fo ſtark, daß ſie die Worte des] Schuldenmachen im Auge habe, als das angeregte. Die Commiſſion hätte des⸗ 


Redners faſt ganz übertönt. Der Redner ſpricht, ſo viel von ſeinen Worten 
zu verſtehen, für den Commiſſionsantrag. 
Converſation allgemein, trotz der Glocke des Präſidenten. + 
Nachdem der Berichterſtatter Zumloh (Munſter) mit Hinweis auf die po⸗ 
litiſche Bedeutung der Sache den Geſetzentwurf vertheidigt hat, wird die allge⸗ 
meine Diskuſſion geſchloſſen. 8 1 
Die Amendements Milde werden faſt einſtimmig abgelehnt; 


ſtimmen die Abgeordneten Milde, Müller (Genthin), v. Saucken⸗Labiau, Beh⸗ 


halb eine andere und beſſere Gelegenheit ergreifen ſollen. Er empfehle Ver⸗ 


m Fortgang der Rede wird die] werfung des Commiſſions⸗Antrages, eben jo des Amendements Behrend, von 


dem er anerkenne, daß es die ſtaatsrechtliche Frage nicht berühre. Die Staats⸗ 
[Regierung könne allerdings in die Lage kommen, der Erwartung nicht entipres 


chen zu können, wenn fie nicht 9 1 Intereſſen des Staats verletzen wolle; 


in jedem einzelnen Falle werde die Regierung eine ernſte Prüfung eintreten 


für biefelben | laſſen. 


Abg. Reichenſperger (Köln) iſt zwar im Principe mit dem Commiſſions⸗ 


rend (Danzig), v. Below (Danzig), Techow. Das ganze Geſez wird darauf] Antrage einverſtanden, ſtimmi indeſſen gegen die Reſolution, weil ſie ihm zu 
mit dem von der Commiſſion 19 88 Zuſatze (Deckung der Zinſen aus der unbeſtimmt, allgemein ſei. Was gegen fie vorzubringen ſei, habe ſchon der 


Anleihe bis zum Betrieb der ganzen Bahn) angenommen. 


Abg. Simſon geſagt. Die Reſolution habe außerdem den Beigeſchmack einer 


Im Anſchluß an dieſen Gegenſtand hat die Commiſſion noch die Neſoluion] Cenſur; Juriſten würden dieſe Cenſur als eine Warnung formuliren, künftig 
beantragt: „das Haus wolle die Erwartung ausſprechen, daß die Regierung] vorſichtiger zu ſein. (Sehr richtig! rechts) Wenn das Haus eine Collectiv⸗ 
fortan die Verwaltung und den Bau einer Eiſenbahn nicht ohne vorgängige] Cenſur ausſprechen ſolle, ſo dürfe das nicht bei Gelegenheit eines Specialfalles 


Genehmigung des Landtages übernehmen werde.“ x g 
Zu dieſer Reſolution haben die Abgeordneten Behrend (Danzig), Milde, 
Berger, Fliegel, Ir. Veit, v. Bargen, 


geſchehen. Auch gegen das Amendement Behrend werde er ſtimmen. g 
Abg. Behrend (Danzig): Sein Amendement nehme auf die Vergangenheit 


mmermann, Reichenheim, v. Diebe | nicht Rückſicht, ſondern gebe nur einen Leitfaden für die Zukunft. Er bitte 


richs, Frehſee, v. Puttkammer, Quaſſowski, Jacob, v. Saucken Labiau ein Amen: nach den Erklärungen des Regierungs⸗Commiſſars wiederholt um Annahme, 
dement geſtellt, dieſe Erwartung dahin zu richten, daß die Regierung Verwal: damit die Regierung nicht aus der Ablehnung ſchließe, das Haus ſtimme den 


tung und Bau einer Privatbahn überhaupt nicht übernehmen werde. 


Grundſätzen zu, gegen die das Amendement Verwahrung einlege. (Bravo! 


Abg. Behrend (Danzig): Er wolle durch fein Amendement die Nejolution | rechts.) Dem Abg. v. Eynern erwidere er, daß bei Verwaltungsſachen Erwar⸗ 
zurückführen auf des Gebiet der Nationalökonomie und der Finanzen. Die; tungen auszuſprechen nicht mißlich ſei; in Verwaltungsſachen könne das Haus 
Reſolution der Commiſſton halte es für einen bedenklichen Eingriff in die Exe⸗] nur Erwartungen ausſprechen, bei Geſetzen beſchließe es. Dem Finanzminiſter 


kutive. Es ſcheine ihm jedoch im Intereſſe der Staatsregierung wichtig, daß müfje er erwidern, daß die heutige Debatte keine Richtſchnur der 
das Haus feine Anſicht über die Frage im Allgemeinen ausſpreche; denn er 
verkenne nicht, daß die Regierung öfter in die Lage kommen könne, der Erwar⸗ 


egierung ab⸗ 
eben könne. Hier habe man die Rede des Abg. v. Eynern gehört, und andere 
nſichten, die gerade die Annahme des Amendements nöthig machten, damit 


tung zuwider zu handeln, weil dazu wichtige allgemeine politiſche Veranlaſſun-] der Miniſter die wahre Anſicht des Hauſes kennen lerne. Sein Amendement 


gen vorhanden ſein können. 


Abg. Simſon: Er wollte nur einige Bedenken gegen die urſprüngliche ü 


ei ein avis au lecteur. Wi 1 
Abg. Mathis: Er und feine politiſchen Freunde würden gegen die Anz 


Commiſſions⸗Reſolution geltend machen. Es ſei nicht zweifellos, daß eine Come] träge ſtimmen, aber nicht aus den Gründen des Abg. v. Cynern (welcher der 
| miffion auf Grund einer jperiellen Regierungsvorlage, mit der ſie beihäftigt | Fraction Mathis angehört), ſondern aus denen des Abg. Simſon, weil nämlich 
fei, auch das Recht habe, einen derartigen Competenzantrag zu ſtellen, der über die fo wichtige Sache nicht fo nebenher erledigt werden konne. 


die Vorlage hinausgehe, und ſich über das ganze Gebiet des Handels und der Fi⸗ 8 
i ſtaatsrechtlichen Grundſatz etablite. rung des Regierungs⸗Commiſſars gegenüber: es ſei doch zweifelhaft, ob der 
Entwe⸗ Antrag der Commiſſion nicht ein 


nanzen erſtrecke, und einen unzweiſelhaft 8 
Bei einer ſolchen Erwartung ſei ein „Entweder“ — „oder“ nötbig. 


Abg. v. Bonin (Genthin), Vorſitzender der Finanz⸗Commiſſion: Der Aeuße⸗ 


ingriff in die Executive ſei, — müſſe er be⸗ 


der die Regierung habe nicht das Recht, den Bau und die Verwaltung von] merken, daß, wenn die Commiſſion nur das leiſeſte Bedenken darüber gehabt 
Privatbahnen zu übernehmen — dann würde die bloße „Erwartung“ zu ſchwach habe, dann der Antrag gewiß nicht würde geſtellt ſein. Durch die Erklärungen 
ſein — oder die Regierung habe das Recht, dann ſei die Erwartung unge: des Finanzministers ſei er übrigens vollſtändig befriedigt, und lege auf die 
rechtfertigt, dann beſchränke fie die Staatsregierung über die Grenzen hinaus, Annahme der Reſolution nun keinen Werth mehr, er ſei aber nicht in der 
innerhalb deren die Verfaſſung fie beſchränke. Daß die Regierung jene Berech- Lage, dieſelbe zurückzuziehen. 


tigung habe, glaube er auf Grund des Wortslauts des Art. 13 der Verfaſſung 


Abg. Simſon: Gegen die Anträge, wie der Abg. Mathis annehme, werde 


verneinen zu müſſen. Er mochte aber nicht gern den in die Tiefe des preußie | er nicht ſtimmen, gegen das Amendement Behrend habe er keine Silbe geſagt. 


je Staatsrechts greifenden Antrag jo beiläufig el ſehen, und genöthigt 
ein, jo aus dem Stegreif darüber zu entſcheiden. Schließlich verwahre er ſich 
Bein den Commifftonsantrag eine Aner⸗ 


dagegen, daß aus feiner Abſtimmung N 
ö agenen Verfahrens zu finden ſei. 


kennung des von der Regierung einge 
Reg .⸗Kommiſſar Wolff: 


Bei der Abſtimmung wird zuerſt das Amendement Behrend (für daſſelbe 
ſtimmt eine bedeutende Minorität) und dann die Reſolution der Commiſſion 
ſelbſt (mit ziemlich großer Majorität) abgelehnt. . 

Der Präſident ſchließt die Sitzung um 3% Uhr. — Nächſte Sitzung Mon⸗ 


Soweit durch die betreffenden Verträge Verpflich⸗ tag 10 Uhr. Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung über das Chegeſetz. 


tungen übernommen worden, habe die Regierung wie z. B. bei der dachen⸗düſſel⸗ 


gegen den ganzen Entwurf, eventuell aber für ſeine Amendements zu ſtimmen.] dorfer Bahn, die Genehmigung der Landesvertretung nachgeſucht. Wo aber 8 L. C. C. Siebenzehnte Sitzung des Herrenhauses. 
Abg. Overweg (unter ale Unruhe des Hauſes) für den Kommiſſions⸗ leine Verpflichtungen zu übernehmen geweſen, habe die Regierung die Verträge Beginn der Sitzung 12 ½ Uhr. JB. I a 
Antrag: wenn keine Staatshilfe eintrete, fo würden die Aktionäre unter Auf ohne Zuſtimmung der Landesvertretung abgeſchloſſen; dazu ſei ſie durch die Ver⸗ Am Miniſtertiſche: Graf Pückler und einige Regierungscommiſſare. 
gabe der bereits verwendeten Summen alle Einzahlungen einſtellen; der Fort⸗ fafjung berechtigt. Die Folgerungen des Vorredners könne er nicht unterſchrei⸗ Präſident: Prinz Hohenlohe. 
bau ſei aber im Intereſſe der Vertheidigung des Staates: würde das Geſetz ben; danach müßten ja alle Verträge, welche jemals indirekt die Regierung Das Haus iſt ſchwach beſetzt. — Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung 


von der Landesvertretung angenommen werden. Das aber |ift der Bericht der vereinigten Finanz: und Handelscommiſſion über die Ueber: 
ſei nirgends in der Verfaſſung geboten. Die Ablehnung der Reſolution werde | einkunft der Staatsregierung mit den anderen Nheinuferitaaten vom 7. Mai 
dringend empfohlen, auch das Amendement Behrend dürfte ſich zur Annahme nicht 1858 wegen des Baues der ſtehenden Rheinbrücke bei Köln. Ohne Diskuſſion 
eignen. In allen Fällen, in denen der Staat Privatbahnen übernommen habe, hätte wird auf den Antrag der Commiſſion die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung er⸗ 
eine finanzielle Nothwendigteit vorgelegen, und gute Erfolge ſeien dabei erzielt. theilt. — Es folgt der zweite Bericht der Agrarcommiſſion über den Geſetzent⸗ 
Die bergiſch⸗märkiſche Bahn ſei z. B. jo weit gebracht, um ihren Gläubigern voll: wurf wegen Abänderung reſp. Ergänzung einiger Paragraphen des Real 
kommen gerecht zu werden. Es ſei auch in feiner Weiſe wünſchenswerth, daß] laſtengeſetzes. Der Geſetzentwur iſt bereits in beiden Häujern berathen und 
in Fällen finanzieller Bedrängniß die Regierung gehindert werde, derartige] an das Herrenhaus zurückgelangt, da das Abgeordnetenhaus einigen vom Herren⸗ 
Eiſenbahnen zu unterſtützen. Was die Rhein⸗Nahe⸗Bahn betreffe, jo gehöre der | hauſe angenommenen Abänderungen der Regierung vorlage nicht zugeſtimmt 
größte Theil der Aktien bereits dem Staat, ſie ſei daher mehr eine Staatsbahn, hat. Die „Anhörung der Kreistage“ bei Abänderung der Normal⸗Marttorte 
als eine Privatbahn. Hier habe es alſo im Intereſſe der Regierung gelegen, | beantragt die Commiſſion, beizubehalten. 

wie geſchehen, zu verfahren. 12811 ; } Der Berichterſtatter Graf Itzenplitz befürwortet dieſen Antrag. 

Abg. v. Bonin (Genthin) für den Commiffions-Antrag: Die Reſolution Haſſelbach bemerkt er habe bei der erſten Berathung gegen den Zuſatz 
habe nur den Eindruck wiedergeben wollen, den das Verfahren der Regierung | geftimmt, weil er die Anhörung der Kreistage für überflüſſig gehalten; nachdem 
in ſolchen Angelegenheiten hervorrufen mühe. Trotzdem die Regierung in den] aber im anderen Hauſe der Sache eine Bedeutung beigelegt worden, die er nicht 
Verträgen, welche dem Landtage nicht vorgelegt werden, Verpflichtungen nicht anerkennen könne, werde er jetzt für den Zuſatz ſtimmen. (Bravo!) Er würde 
übernehme, jo führten dieſe Verträge doch zu Verpflichtungen. In dieſer Be⸗ es bedauern, wenn das Geſetz dadurch nicht zu Stande käme; die Schuld würde 
babe bereits ſich gegen die Amendements erklärt, und er ſelbſt ſehe vom finan⸗ ziehung babe es die Commiſſion für nöthig erachtet, der Regierung Mäßigung aber das Ab eordnetenhaus treffen, nicht das Herrenhaus, welches ſich in Bezug 
ziellen Standpunkte aus keine Gefahr in dem Regierungsvorſchlage. Die Bahn anzuempfehlen (Bravo! rechte). Ueber ihre Competenz ſei die Commiſſion nicht auf andere Abänderungen des Geſetzes dem Abgeorbnetenhaufe accommorirt babe. 
werde wohl im Stande ſein, die Zinſen aus ihren Einnahmen zu decken. hinausgegangen. 3 err v. Kleiſt⸗Retzuw macht auf einen Widerſpruch in dem Verhalten 
Wurde aber das Amendement Milde angenommen, fo würden die Prioritäts. Abg. v. Eyne en gegen die Reſolution und gegen das Amendement: Er] des Miniſters der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten aufmerkſam. Am 15. Fe⸗ 
Obligationen nur weit unter dem Cours an den Markt gebracht werden können, | theile die Anficht nicht, daß der Staat keine Eiſenbahnen bauen ſolle, vielmehr | bruar habe derſelbe bei der Verhandlung des Geſetzes im Herrenhauſe geſagt, 
und die Folge würde fein, daß das Kapital nicht beſchaſſt würde. Wenn ein 


verpflichten könnten, 


Reg. l h 1 ſei 
einer ek des Geſetzes gleich. Den Aktionären gewähre das Seh kei⸗ 
„ſondern nur den Gläubigern Sicherheit; die Unterbringung der 
i ichn ahnen Garantie jo ziemlich unmöglich; er bitte, 
das ne Amendement anzunehmen. 2 t . 

ce er v. Pate; Ran möge die allgemeinen oder die d 
Intereſſen ins Auge faſſen, ſo werde man die große Bedeutung der Sache 
nicht verkennen können. Ber Staatsregierung müſſe daran gelegen fein, die 
Bahn bald zu Stande zu bringen. Die Angelegenheit jei gegenwärtig in die 
Loge gekommen, daß auf eine baldige Vollendung der Bahn nicht zu rechnen 
ſei, wenn die Staatsgarantie nicht gewährt werde. Der N e 


wünſche er, daß der Plan realiſirt werde, dem Staat alle Eiſenbahnen zu ver⸗ daß er nichts gegen den Zuſatz einzuwenden habe; am 14. März habe er im 


anderen Haufe ſich dahin ausgeſprochen, daß auch die Regierung die Zuziehung 
der Kreistage für inkorrekt erachten müſſe, und bei der erneuerten Berathung 
der Commiſſion des Herrenhauſes habe endlich der Miniſter geäußert: aller⸗ 
dings hätte er ſich im Herrenhauſe mit der Einſchaltung einverſtanden erklärt; 
allein es ſei bei den Verhandlungen im anderen Hauſe zur Sprache gekommen, 
daß es ſich mit dieſem Zuſatze nicht um die Handhabung beſtehender Rechte der 
Kreistage, ſondern darum handle, denſelben einen neuen Gegenſtand ihrer Com⸗ 
petenz zuzulegen, und daß dies bedenklich erſcheine. Wie dieſe Anſichten in 
Einverſtändniß zu bringen ſeien, überlaſſe er (Redner) dem Haufe zur Beur⸗ 
theilung. Er müſſe das Haus auffordern, an dem früheren Votum feſtzuhalten. 
Das ſcheine feſtzuſtehen, daß von Seiten der Regierung eine Ausbildung der 
Kreistage nicht gefördert werden ſoll. Es handle ſich hier aber gar nicht um 
eine neue Competenz, da ähnliche Befugniſſe ſchon früher den Kreisſtänden bei⸗ 
gelegt worden ſeien. Schließlich wolle er noch eine liberale Stimme anführen: 
die „Kölniſche Zeitung“ habe den Zuſatz des Herrenhauſes gebilligt und es für 
paſſend gefunden, daß auch die Betheiligten gehört werden In 

Der Miniſter der landwirhſchaftl. Angelegenheiten Graf Pückler: Wenn 
es auch nichts Ungewöhnliches ſei, daß ſich Anſichten im Laufe der Debatte 
modificirten, ſo könne er doch in dieſem Falle nicht anerkennen, daß er ſeine 
Anſicht geändert habe. Er habe dem Herrenhaufe Anfangs zugeſtimmt; aber 
man könne es ihm doch nicht verdenken, daß er den Abgeordneten ebenfalls zu⸗ 
ſtimmte, als dieſelben die urſprüngliche Faſſung der Regierungsvorlage wieder⸗ 
herſtellten. Würden die Abgeordneten jetzt der Faſſung des Herrenhauſes bei⸗ 
treten, ſo werde auch die Regierung, welche nicht glaube, daß das Geſetz dadurch 
alterirt werde, dieſelbe ausführen. 

Frhr. v. Gaffron für die Commiſſion, da die Anhörung der Kreisſtände, 
wenn irgendwo, hier wünſchenswerth ſei. 

Graf Hoverden für die Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes, unter Bezug⸗ 
nahme auf die dortigen Verhandlungen. 

Der Präſident bittet auf die Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes nur 
in ſoweit Bezug zu nehmen, als die Geſchäftsordnung es nöthig mache. 

Die Beibehaltung der „Anhörung der Kreisftände” wird darauf mit großer 
Mehrheit beſchloſſen. — Zu $ 3 tritt das Hgus nach dem Vorſchlage der Com: 
miſſion einem Zuſatze des anderen Hauſes bei, neben die „Reviſion“ der Nor: 
malpreiſe die „Ergänzung“ zu ſtellen; dagegen hält es ſeinen früheren Beſchluß 
betreffs der Anhörung der Kreistage auch hier feſt. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow führt gegen eine Ausführung der Cemmiſſion an, 
daß nicht alle Kreistagsbeſchlüſſe einer Beftätigung bedürfen; nur für Weſtfalen 
und die Reinprovinz ſei dies ausgeſprochen; bei den Provinzen Poſen und 
Preußen, die zuletzt (1828) Kreistage erhalten, ſei ausdrücklich ausgeſprochen, 
welche Beſchlüſſe einer Beſtätigung bedürfen, und welche nicht. — Das Geſetz 
wird darauf im Ganzen angenommen; daſſelbe geht nun abermals an das 
Abgeordnetenhaus. 

Es folgt dfe Berathung des 5. Berichts der Petitions⸗Commiſſion. Fürſt 
Hohenzollern und v. Bethmann⸗Hollweg nehmen am Miniſtertiſche Platz. 

Die (ſchon erwähnte) Petition des Anton v. Paleski, den Handelsminiſter in 
Anklageſtand zu verſetzen, wird nach dem Antrage der Commiſſion ohne Dis⸗ 
fuffion durch die Tagesordnung erledigt. — Bei 14 Petitionen bezüglich der 
Verhältniſſe der Realſchulen beantragt die Commiſſion die Ueberweiſung an das 
Staatsminiſterium zur er ge in ſoweit die Petitionen gegen Abhilfe 
der Verordnungen von 1855, 1856 und 1857 gerichtet ſind. 

Graf Hoverden unterſtützt dieſen Antrag. Den Petenten ſtehe eine ge⸗ 
ſetzliche Berechtigung zur Seite, die nicht verkürzt werden dürfe; eine ſolche Ver⸗ 
kürzung ſei eine Ausſchreitung der Macht, die das Volk nur beirren könne. 
Es jet ein Uebelſtand, daß der Handelsminiſter in das Reſſort des Kultus: 
Miniſters übergreife. Die von Erſterem protegirten Provinzial⸗Gewerbeſchulen 
würden niemals zu einer intenſiven Volksbildung führen; die Realſchulen zeich⸗ 
neten ſich vor ihnen ſchon durch Aufnahme der lateiniſchen Sprache aus. Welche 
Wichtigkeit letzterer beizulegen ſei, dafür werde er eine Autorität beibringen, 
vor der man ſich wohl beugen werde, — eine Kabinets⸗Ordre Friedrichs des 
Großen, in der es heiße, daß die Jungen abſolut Latein lernen müfjen; würden 
ſie auch Kaufleute, ſo käme doch einmal die Zeit, wo ihnen die Kenntniß der 
Sprache nütze. Die Realſchulen hätten auch das Gute, daß ſie Viele, die ſich 
nicht dem Gelehrtenſtande widmen wollen, von den Gymnaſien abzögen. Die 
Sg Sache ſei nicht blos von tiefer Bedeutung, ſondern auch eine Sache 

es Rechts. 

Dr. Brüggemann hält es nicht für nothwendig, die altklaſſiſche Bildung 
hier zu vertheidigen. Nach den bekannt gewordenen Erklärungen beider Reſſort⸗ 
Miniſter könne man das Vertrauen hegen, daß die Angelegenheit in nächſter 
Zukunft ihre rechtliche Regelung erhalten werde. 

Kultusminiſter v. Bethmann⸗Hollweg: Der Standpunkt, welchen die Re⸗ 
gierung in dieſer Frage einnimmt, iſt bei Gelegenheit der Verhandlung der 
Petitionen im anderen Hauſe von den Miniſtern ausgeſprochen worden. Ich 
kann heut hinzufügen, daß die beiden Minifterien ſich nunmehr geeinigt haben 
und daß in Kurzem, noch im Laufe dieſes Sommers, eine definitive Regelung 
dieſer Angelegenheit erfolgen wird. Es wird zwiſchen dieſen Anſtalten ein 
Unterſchied getroffen; es werden diejenigen von ihnen, welche ſich auf einer 
Stufe höherer wiſſenſchaſtlicher und praktiſcher Ausbildung befinden, ausgezeich⸗ 
net, und den von dieſen Anſtalten mit dem Zeugniß der Reife Entlaſſenen wird 
die Zulaſſung zu den dem Reſſort des Handelsminiſteriums angehörigen höheren 
Bildungsanſtalten nicht gewehrt werden. > 

Graf Hoverden: Dr. Brüggemann habe ihm und feiner Vertheidigung 
der klaſſiſchen Bildung gewiſſermaßen einen Pleonasmus vorgeworfen; er habe 
nur ausführen wollen, daß durch die Realſchulen die gelehrten Schulen nicht 
beeinträchtigt werden würden. { 

Dr. Brüggemann: Er habe bei dem, was er gejagt, an die Aeußerun⸗ 
gen des Grafen Hoverden nicht gedacht. — Der Kommiſſions⸗Antrag wird mit 
großer Majorität angenommen. f 

Vertreter mehrerer Gruben⸗Gewerke in Schleſien petitioniren um Abänderung 
der Beſtimmungen, betreffend die niederſchleſiſche Bergbau⸗Hilfskaſſe. Die Kom⸗ 
miſſion will die Petitionen der Regierung zur Erwägung überweiſen. 

Der Reglerungs⸗Kommiſſarius des Handelsminiſteriums, Ober⸗Bergrath 
Martin: In Folge von Reklamationen ſeien durch ein Miniſterial⸗Reſkript 
vom 10. Dezember v. J. die Befugniſſe der Bergbau⸗Hilfskaſſe bedeutend aus: 
gedehnt worden. Reklamationen gegen dieſes Reſkript, Anträge auf eine noch 

rößere Erweiterung der Befugniſſe jener Kaſſe ſeien nicht eingegangen. Die 
Petenten hätten ſomit den Inſtanzenzug vollſtändig übergangen, und von 
Seiten der Regierung werde der Uebergang zur einfachen Tagesordnung beantragt. 

Berichterſtatter Graf Taczanowski befürwortet den Kommiſſions⸗Antrag, 
zumal im anderen Hauſe inzwiſchen eine Reſolution angenommen worden ſei, 
welche noch weiter gehe als dieſer. 5 ; 

Der Kommiſſions⸗Antrag wird angenommen. — Es folgt eine Diſſidenten⸗ 
Petition. Die Kommiſſion beantragt Tagesordnung. 

Dr. Stahl: Ich kann den Gegenſtand nicht mit Stillſchweigen übergehen, 
zumal nach den Erklärungen, welche der Herr Kultusminiſter in dem andern 
Haufe abgegeben hat. Danach und nach den Ausführungen des minifteriellen 
Blattes nimmt die Regierung in dieſer Frage eine andere Stellung ein, als 
bisher geſchehen iſt. Ich glaube deshalb, den Kommiſſions⸗Antrag, welcher den 
Uebergang zur einfachen Tagesordnung fordert, mit einigen Worten rechtferti⸗ 
en zu müſſen. Daß die polizeiliche Ueberwachung dieſer Vereine aufgehört 
> erkenne ich dankbar an; dieſe Polizei⸗Plackereien von Unter⸗Behörden kön⸗ 
nen nicht gebilligt werden. Aber die ſtrengere Behandlung, welche die frühere 

Regierung dieſen Vereinen widerfahren ließ, war gerechtfertigt und geboten; es 
war in der Ordnung, daß die Regierung vor der politiſchen und religiöſen Re⸗ 
volution, aus welcher dieſe Vereine entſtanden waren, nicht mit chrfurchtsvoll 
entblößtem Haupte daſtehen konnte. Ich bin, wie gejagt, damit einverſtanden, 
daß die Maßregeln der Beaufſichttgung aufhören; ich widerſpreche nur der 
grundsätzlichen Anerkennung dieſe Vereine als Religions⸗Geſellſchaften und na⸗ 
mentlich der Beſtimmung, daß die Prediger jener Vereine berechtigt ſein follen, 
den Kindern der Diſſidenten den Religionsunterricht zu ertheilen, und daß 
dieſe Kinder von dem christlichen Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen 
ausgenommen werden ſollen. Man mag die Diſſidentengemeinden als unver⸗ 
botene Privat⸗Vereine anſehen; fie aber plötzlich als autoriſirte Kirchen⸗Geſell⸗ 
ſchaften zu behandeln, das iſt weder geſetzlich begründet, noch heilſam. Die 
leßterwähnte Beſtimmung in Betreff des Religionsunterrichts widerſpricht der 
Vorſchrift des Landrechts, nach welcher es den Eltern nur frei ſteht, ihre Kinder 
in einer Religion zu erziehen, welche nach den Geſetzen des Staates anerkannt 
iſt; fie widerſpricht dem Edikt von 1847, nach welchem dieſe Gemeinden bloße 
Privatvereine ſind und den anerkannten Kirchen angehören, ſo lange ſie 
eben nicht als Religions⸗Geſellſchaften ausdrücklich anerkannt ſind, eine 
Auffaſſung, welcher ſich auch das Ober⸗ Tribunal in einem Erkenntniß 
angeſchloſſen hat; jene Beſtimmung widerſpricht ferner der Kabinets⸗ 
Ordre von 1834 und dem Art. 22 der Verfaſſung.“ Nach dieſen letzten Be⸗ 
immungen darf öffentlichen Unterricht nur derjenige ertheilen, welcher ſeine Be⸗ 
äbigung der Behörde nachgewieſen hat; wie ſoll alſo ein Prediger einer Dif- 
ſidenten⸗Gemeinde als ſolcher an ſich zu Ertheilung des Religions⸗Unterrichts 
berechtigt ſein? Art. 12 der Verfaſſung rechtfertigt die neue Auffaſſung nicht, 
derſelbe ſpricht nur die Regation aus; die freie Religionsübung foll vom Staat 
Gee daften — bar m liegt aber nicht, daß ſolche Vereine als Religions 
5 erden. 
5 Ihen Gemeinde als n. Wird aber die Qualität eines Predigers einer 
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older, jo it damit auch die Gemeinde als ie igion-efelichaft anerkannt. 
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Religion ſei; er übernimmt dafür die Garantie. Eine Argumentation des 
Centralblattes für die Unterrichts⸗Angelegenheiten geht dahin: Jedermann ſteht 
nach der Verfaſſung das Recht der freien Religionsübung zu; der Jugend⸗ 
Unterricht in der Religion bildet einen Beſtandtheil in der Religionsübung; 
deshalb muß den Predigern dieſer Gemeinden die Befugniß zum Religions⸗ 
Unterricht belaſſen werden. Dieſer Argumentation ſtehen hauptſächlich zwei 
Gründe entgegen: Der Religions⸗Unterricht it nicht blos ein Religions⸗, ſondern 
auch ein Unterrichtsakt; wenn nun auch Spezialgeſetze und die Verfaſſung be⸗ 
ſtimmen, daß Unterricht nur von denen ertheilt werden darf, welche der Be⸗ 
hörde ihre Befähigung dazu nachgewieſen haben, ſo dürfen die Prediger ſolcher 
Gemeinden nicht an und für ſich zur Ertheilung von Religions⸗Unterricht be⸗ 
rechtigt ſein. Zweitens aber: Selbſt wenn ſeine Berechtigueg zugeſtanden wird, 
jo folgt daraus doch noch nicht, daß der Religions⸗Unterricht, den dieſe Predi⸗ 
ger ertheilen, als Aequivalent des öffentlichen chriſtlichen Religions⸗Unterrichts 
anerkannt werden müſſe; danach könnte man auch ſo argumentiren: auch die 
Einſegnung der Che iſt ein Akt der Religionsübung, folglich müßten auch die 
durch Geiſtliche jener Gemeinden geſchloſſenen Ehen als ſolche gelten, oder auch 
der Eid iſt eine Religionsübung, folglich müßten die Gerichte, wenn ſie einem 
Mitgliede einer ſolchen Gemeinde einen Eid abzunehmen haben, denſelben dem 
Bekenntniß jener Gemeinde gemäß formuliren. Aus dem freien Gewährenlaſſen 
folgt noch nicht, daß man dieſe Gemeinden in Pauſch und Bogen als Reli⸗ 
gions⸗Geſellſchaften behandeln müßte (Bravo). Wenn ich auch nicht damit ein⸗ 
verſtanden geweſen bin, daß man dieſe Gemeinden in Pauſch und Bogen als 
politiſche Gemeinden behandelte, man hätte es vielmehr jeder einzelnen Gemeinde 
beſonders nachweiſen müſſen, daß ſie ein politiſcher Verein ſei. Die Berufung 
auf die engliſchen Diſſenters paßt nicht; dieſe ſind Chriſten vom poſitivſten 
chriſtlichen Bekeuntniß, welches nur von dem der Staatskirche abweicht. Bei 
uns aber hat man den Namen Diſſidenten angenommen für Alles, was nicht 
blos von den anerkannten chriſtlichen Kirchen, ſondern vom Chriſtenthum, ja 
von der Religion überhaupt abweicht. Es mag unter den Diſſidenten tiefe 
religibſe Gemein ſchaften geben, wie z. B. die Irvingianer; es mag, wenigſtens 
muß man es glauben, deiſtiſche Gemeinden geben; es giebt aber eniſchieden auch 
ſolche, welche einen lebendigen perſönlichen Gott läugnen. Dies ergeben die 
Flugſchriſten, die Statuten dieſer Vereine; der Beweis dafür ift niedergelegt in 
dem Commiſſionsbericht des anderen Hauſes. Solche Vereine, die für ihre 
Gottloſigkeit noch Propaganda machen, kann man nicht als Religions⸗Geſell⸗ 
ſchaften betrachten (lebhaftes Bravo). Es iſt, wie der Abg. Reichenſperger im 
anderen Hauſe geſagt hat, etwas Seltſames um eine gottloſe Religion. Art. 12 
der At Maß ſcließt nur die Prävention aus; er ſchließt nicht aus, daß 
regreſſive Maßregeln gegen eine offen nachgewieſene irre Religioſität ergriffen 
werden. Gottesleugnung iſt nicht Ehrfurcht vor Gott, wie ſchon das allgemeine 
Landrecht verlangt. Im günſtigſten Falle können ſolche Vereine als Vereine 
zur e allgemeiner Angelegenheiten angeſehen werden. Wenn dieſel⸗ 
ben einer geſetzlichen Regulirung bedürftig ſind, ſo könnte dieſe für ſie leicht zu 
einer größeren Einſchränkung führen. Ich bin kein Gegner des Art. 12 der 
Verfaſſung; ich will nicht, daß die Landeskirche ein Zwing⸗Uri für jedes ab⸗ 
weichende Gewiſſen werde. Das gegenwärtige Verfahren der Regierung aber 
führt zu einer Religions⸗Anarchie, wie ſie in keinem anderen Staate beſteht, in 
keinem andern beſtanden hat (lebhaftes Bravo). Ich bin nicht der Anſicht, daß 
der Kultusminiſter durch jene Beſtimmung die Entchriſtianiſirung der öffentlichen 
Schulen ausgeſprochen hat; er hat nur den Eltern die Ermächtigung ertheilt, 
ihre Kinder in der Leugnung des perſönlichen Gottes groß zu ziehen. Wäre 
dies durch Geſetz oder Verfaſſung geboten, jo müßte man Geſez und Verfaſ⸗ 
ſung abändern, die Kirche bedarf nicht des weltlichen Armes. Aber was ſoll 
aus dem preußiſchen Staate werden, wenn die Saat, deren Körner hier geſtreut 
worden, aufgeht! (Lebhaftes Bravo.) Es iſt die Pflicht des Staates, dafür 
zu ſorgen, daß die Eltern ihre Kinder in einem wahrhaft religiöſen Einfluß auf⸗ 
ziehen (Bravo); es geht über das Recht der Eltern hinaus, ihre Kinder in der 
Leugnung Gottes aufzuziehen (Bravo); der Staat hat gegenüber den anderen 
5 deren Kinder dieſelben Schulen beſuchen, wie die Kinder der 
freien Gemeinden, die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß die Kinder nicht in der 
Leugnung Gottes aufgezogen werden. Bis jetzt haben wir Petitionen der freien 
Gemeinden; wenn das ſo fortgeht, werden wir bald Petitionen der nicht freien 
Gemeinden, der an den Glauben gebundenen, erhalten, die ſich für die Kame⸗ 
radſchaft dieſer Kinder bedanken werden (Heiterkeit). Die Obrigteit hat auch eine 
Pflicht der Erziehung; wenn ſie die Gottesleugnung als Religion anerkennt, 
fällt die Verantwortung auf ihr eigenes Haupt. Aus dieſen Gründen habe ich 
8 den bisher beobachteten Standpunkt vertreten zu müſſen, und fordere 
ie auf, dem Antrage Ihrer Commiſſion gemäß über die Petition zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen (lebhaftes Bravo). 
Der Minikter der geiſtl. Angelegenheiten: Ich konnte zwar er⸗ 
warten, daß die vorliegende Petition nicht mit Stillſchweigen vorübergehen 
werde, auf eine ſo eingehende Behandlung der Sache aber, wie ſie derſelben von 
dem beredten Vorredner zu Theil geworden iſt, war ich nicht vorbereitet; mir 
iſt ſogar die Druckſchrift unbekannt, auf welche die Petenten ſich beziehen. Eine 
geſetzliche Regelung der Verhältniſſe der Diſſidentengemeinden wird von der Re⸗ 
gierung nicht beabſichtigt. Wie ich mich über den Gegenſtand bei einer andern 
8 in dem andern Hauſe ausgeſprochen habe, verfolgt die gegenwär⸗ 
tige Regierung in dieſer Beziehung eine andere Bahn als die frühere, ich will 
nicht der Ankläger der letzteren werden; ebenſo wenig bin ich berufen, ſie 55 
vertheidigen; der Vorredner hat geſagt, die Polizei⸗Plackereien gegen dieſe Ge⸗ 
meinden ſeien nur durch untergeordnete Polizei⸗Behörden ausgeübt worden. 
Dies iſt nicht richtig; den Grund zu ihnen hat jenes vor 7 Jahren erlaſſene 
Circular an alle Oberpräſidenten gegeben, wonach alle Diſſidenten⸗Gemeinden 
ohne Unterſchied als politiſche Vereine behandelt werden ſollten. Ich konnte 
dieſes Circular ſchon damals nicht als dem Geſetze entſprechend erachten. Es 
iſt der Regierung nie in den Sinn gekommen, die geſetzliche Anerkennung jener 
Vereine als Religionsgeſellſchaften auszuſprechen; ſie hat es nicht gethan und 
wird es nicht thun; eben deshalb ſind auch alle Geſuche ſolcher Gemeinden um 
Ertheilung von Korporationsrechten zurückgewieſen worden. Die Anſicht der 
Regierung iſt dieſe: jene Vereine werden unter dem Vereinsgeſetz begriffen an⸗ 
erkannt, als Vereine zur Beſprechung öffentlicher Angelegenheiten. So lange 
ſie ſich der politiſchen Diskuſſion enthalten, dürfen ſie nicht als politiſche Ver⸗ 
eine behandelt werden. Unter Art. 12 der Verfaſſung fallen Andachtsübungen 
überhaupt, nicht blos die Andachtsübungen gewiſſer Geſellſchaften, Andachts⸗ 
übungen, ſie ſeien häuslich, fie ſeien öffentlih. Der Punkt des Religionsunter⸗ 
richtes durch Prediger ſolcher Gemeinden iſt der bedenklichſte und der beſtrit⸗ 
tenſte; ich kann verſichern, daß ich dieſe Entſcheidung nicht ohne die ernſteſte 
Prüfung nicht blos der Geſetze, ſondern meines Gewiſſens getroffen habe; und 
ſo lange ich durch die allerhöchſte Gnade mein Amt bekleide, werde ich 
dieſer Entſcheidung praktiſche Folgen geben. Der Religionsunterricht bildet einen 
Theil der Religionsütbung; Andacht, Gebet iſt nicht möglich ohne Reli ions⸗ 
meinung; zur . iſt die Predigt W die S iſt die 
Lehre der Erwachſenen, der Religionsunterricht die der Kinder. Durch die Ver⸗ 
faſſung wird die Freiheit der häuslichen und öffentlichen Religionsübung ge⸗ 
währleiſtet. Bei der Berathung der Verfaſſung habe ich den Art. 12 bekämpft, 
ich ging damals mit dem Vorredner denſelben Gang; wir waren ein kleines 
Häuflein der konſervativen Oppoſition. Wir waren aber darin eins, daß 
dem Prinzip des Art. 12 nicht widerſprochen werden dürfe, dem 
Prinzip der Toleranz; denn bevor Chriſtus in die Welt kam, iſt dieſes 
Prinzip in keines Menſchen Herz gekommen, lein Auge hat es ge⸗ 
ehen, kein Ohr gehört. Die Toleranz iſt ein chriſtliches Prinzip und des: 
alb muß ich mich für fie, für jede ihrer Konſequenzen erklären. Sie iſt auch 
ein altes Grundprinzip des preußiſchen Staats (Bravo), aber mit dem Prinzip 
iſt es nicht gethan. Das Edikt von 1847 verdanken wir dem König; ihm ges 
bührt dieſes Verdienſt; dieſes Edikt hat die Toleranz praktiſch gemacht. Aber 
dieſes Edikt oder Patent wie man es nennen will, iſt nicht Geſetz; es enthält 
nur eine Zuſammenſtellung der Beſtimmungen des Landrechts; deshalb iſt der 
Inhalt jenes Edikts nur in ſoweit Geſetz, als es dem Landrecht entſpricht; das 
Edikt enthält aber mehr, es enthält unter andern auch die Beſtimmung, auf 
welche ſich der Vorredner berufen hat, daß nämlich die Diſſidenten noch fortwäh⸗ 
rend Glieder der Landeskirche ſeien. Dieſe Beſtimmung iſt nicht Geſetz. Das 
Obertribunal hat ausgeſprochen, daß die Diſſidenten in Bezug auf die Kirchen⸗ 
laſten noch als Mitglieder der Landeskirche angeſehen ſeien, quoad interna 
aber, d. h. in Bezug auf die freie Religionsübung können ſie nicht ohne wei⸗ 
teres als Mitglieder der Landeskirche angeſehen werden. Dies kommt beim 
Religionsunterricht in Betracht. Nach dem Landrecht haben die Eltern das 
Recht, darüber zu beſtimmen, in welcher Religion ſie ihre Kinder unterrichten 
laſſen wollen, dieſes Recht kann den Diſſidenten nicht entzogen werden. Wo⸗ 
hin führt das Gegentheil? Ich erinnere an den n al Polizei⸗Quä⸗ 


lereien haben zum Scheiterhaufen geführt: wir kommen dahin, daß die Kirche 


ein ſeinen Eltern geraubtes Kind als ihr Eigenthum in Anſpruch nähme, und 


ich glaube nicht, daß für dieſe Satzung ſich Jemand in dieſem Hauſe erklären 
werde. Aber man jagt, das Recht, des Religionsunterrichts ſteht den Eltern 
zu, nicht aber das Recht, ihren Kindern Unterricht in der 
lheilen. Wir Deutſche find ein ſonderbares Volk, ein tief religiöjes, ja ich darf 
ſagen, eines der frömmſten Philoſophen, Friedrich Heinrich Jacobi ſagt von 
ſich ſelbſt: „mein Kopf iſt ein Heide, mein Herz iſt ein Chriſt“ und auch in 
dieſen armſeligen, ich möchte faſt jagen gemeinen Auslaufen, wie wir fie in den 
diſſidentiſchen Gemeinden ſehen, iſt nicht alles religiöſe Gefühl 

ich den armen unglücklichen Mann, den Ühlich, reden höre, jo muß ich mir 
janen, das ift nicht unſer Bekenntniß, aber ich mag dieſen Leuten nicht alles 
reli 


Irreligioſität zu er⸗ 


erloſchen. Wenn 


giöſe Gefühl abſprechen, ſie nicht für Atheiſten erklären, wenn ich bei dem Prin⸗ 


zip der Selbſtverleugnung, die Anerkennung eines kategoriſchen Imperativs 
finde, wenn es auch nicht der der 10 Gebote iſt. Man erinnere ſich doch, was 
vor einigen Jahrzehnten auf den Kanzeln der Landeskirche und wohl auch der 
katholiſchen Kirche gepredigt wurde: hoffen wir, daß aus dieſem Ausſatz des 
Unglaubens ein Reinigungsprozeß werde, nicht blos für die Kirche, ſondern 
auch für dieſe unglücklichen verirrten Menſchen ſelbſt. Was ſoll die Präven⸗ 
tion für Folgen haben? Man müßte die Geiſtlichen ſolcher Gemeinden alſo 
prüfen, in der formellen Seite der Geiſtesbildung würden ſie aber vielfach 
anz bewandert ſein, denn ſie ſind ja meiſtens Lehrer, Doctoren, Profeſſoren, 
iſtliche geweſen, und wenn man nun in einem ſolchen ein eminentes Lehr⸗ 
talent fände, um fo ſchlimmer; ſoll die Prüfung aber auf das Materielle des 
Unterrichts gerichtet werden, ſo führt das auch zu b zu Unmög⸗ 
lichkeiten. Wenn ein ſolcher Lehrer aber den Kindern wirklich Unrecht beibringt, 
ihnen jagt: „Das Stehlen iſt leine Sünde“, jo wird man ihm ſein ſchlechtes Hand⸗ 
werk ſchon legen. Ein ähnliches Verhältniß iſt ja mit den jüdiſchen Kindern, 
denen ebenfalls der Religionsunterricht beſonders ertheilt wird. Auf dieſen 
Religionsunterricht ſelbſt hat der Lehrer in der öffentlichen Schule keinen Ein⸗ 
fluß, er ſieht aber die Früchte deſſelben, und wenn er ſieht, daß ein ſolcher Re⸗ 
ligionslehrer die Kinder nicht ordentlich, ſondern zu Rangen erzieht, dann wird 
er ſie in der Schule nicht dulden. Der Vorredner hat von Religionsanarchie 
eſprochen; ich kann mir nicht denken, daß ihn ſein Gedächtniß ſo weit verlaſ⸗ 
en haben ſollte, daß er nicht wüßte, daß dieſe Religionsanarchie in England 
wirklich beſteht, wo nicht blos die Unitarier, die Quäker, ſondern auch die 
Chartiſten im Lande herumziehen und ihre elenden, gottesläſterlichen Traktät⸗ 
chen verbreiten. Der letzte Grund iſt für mich ein praktiſcher: ich bin über⸗ 
zeugt, daß dieſe Wirren hauptſächlich durch die Polizeiguälereien entſtanden, 
deren Gegenſtand die Diſſidenten geweſen ſind. Sie haben ſich als Märtyrer 
gefühlt. Nur die Wahrheit hat Kraft, der Irrthum vernichtet ſich ſelbſt, in 
welcher Geſtalt er auch auftrete. Wir haben die Diſſidenten jetzt auf die Probe 
geſtellt, wenn keine Kraft der Religion in ihnen iſt, ſo werden ſie auch nie die 
Sanction als Religionsgeſellſchaft erhalten. (Bravo!) . 

Dr. Brüggemann: Als es jih vor 5 Jahren darum handelte, den Diſ⸗ 
ſidenten die Anerkennung als Religionsgeſellſchaften zu verleihen, da habe er 
aus diſſidentiſchen Schriften den Beweis geführt, daß die freien Gemeinden keine 
Religionsgeſellſchaften ſeien. Er ſtehe noch heute auf demſelben Standpuakte. 
Wenn der Miniſter meine, daß die Diſſidenten unter das Vereinsgeſetz fallen, 
ſo wünſche er ſie zwar in dieſer Beziehung von allen Plackereien befreit, aber 
Vereine, die ſich mit öffentlichen Angelegenheiten beſchäftigen, hätten nichts mit 
Religionsübung und Religionsunterricht zu thun. Es müſſe ein Criterium ges 
ben zur Unterſcheidung zwiſchen politiſchen und religiöfen Vereinen und Geſell⸗ 
ſchaften, faſt wiſſe er nicht, wie man das öffentliche Wohl mit Kraft und Ener: 
gie ſichern wolle. Dieſes Criterium ſei nicht ſchwer zu finden, es ſei: der 
Glaube an Gott. Ohne den Glauben an Gott gebe es keine Religion. (Bravo.) 
Er ſtimme dem Miniſter darin ganz bei, daß in Preußen die Toleranz aufrecht 
ethalten werden müſſe. Daher wünſche er, was einzelne Perſonen, die Familie 
und den häuslichen Gottesdienſt betrifft, keine Beſchränkung; ein Anderes aber ſei 
es, wenn dieſe Perſonen Vereine gründeten. An eine ſolche Geſammtbeit müſſe 
man einen andern Maßſtab anlegen. „Mit Gott für König und Vaterland“ 
iſt der alte preußiſche Wahlſpruch; ſtreichen ſie die Worte „mit Gott“, und Sie 
nehmen dem Staate die ſittliche 3 (Lebhaftes Bravo.) 

Herr v. Daniels will ſich nach den orten des Vorredners jeder weiteren 
r er beſtreitet dem Vater eines Kindes das Recht, ſeinem 
a 2 eligionsunterricht und damit das Mittel zur Religion zu gelangen, 
zu entziehen. 5 

Dr. Stahl: Man müſſe den Gegenſtand des Streites feſtſtellen. Es handle 
ſich nicht um die Abſtellung polizeilicher Plackereien, ſondern darum, ob die 
Diſſidentengemeinden Nel gionsgeſelſchaſten ſeien oder nicht. Der Miniſter habe 
Gewicht darauf gelegt, daß man ihnen keine Corporationsrechte verleihe, aber 
wenn man die Diſſidentenprediger als Prediger und ihren Unterricht als Reli⸗ 
gionsunterricht anerkenne, fo ſei dies ja ſchon die volle geſetzliche Anerkennung 
des Staates. Der Miniſter habe dem, was er (Redner) von der Religions- 
Anarchie in Preußen geſagt, widerſprochen und ſich auf England bezogen. Dort 
aber gebe es keine Anarchie weil da beſtimmte Kriterien für die Zulaſſung von 
Religionsgeſellſchaften exiſtiren, und dieſe Kriterien beſtänden darin, daß jede Ge⸗ 
meinde von ihrem Prediger oder Religionslehrer ein Zeugniß ablegen laſſen müſſe, 
daß ſie an die Bibel alten und neuen Teſtamentes und an die Offenbarung glaube. 
Auf dieſer Grundlage freilich wolle er jede Religionsgeſellſchaft anerkennen. 
(Zuſtimmung und Heiterkeit.) Daß die Unitarier mit in die Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten gezogen worden, das ſei ihre Sache, da fie jenes Zeugniß abgelegt hätten; 
die 2 — der Chartiſten ſei zwar faktiſch, aber nicht ſanktionirt. Den Phi⸗ 
loſophen Jacobi, der mit ſeinem Kopfe Heide geweſen und mit ſeinem Herzen 
Chriſt, müſſe er als einen religionsgläubigen Mann bezeichnen, welcher der 
pantheiſtiſchen Richtung Fichtes und Schelling's entgegengewirkt habe. Derſelbe 
hätte zwar das poſitive Chriſtenthum geleugnet, das hätte aber in der Strö⸗ 
mung der Zeit gelegen. Jetzt, wo das Chriſtenthum lebendig geworden, ſeien 
auch die Gegenſätze andere. Eine Zuſammenſtellung Jacobis mit den Diſſi⸗ 
denten komme ihm vor wie der Vergleich einer lebendigen Pflanze mit einem 
abgeſtorbenen Baume. Kopf und Herz ſeien im ewigen Zwieſpalt. Die Obrig⸗ 
keit müfle Zeugniß für die Wahrheit ablegen; es ſei aber eine Verleugnung der 
n age man die Lehre und den Unterricht der Diſſidenten für Heli 
gion ausgebe. 

Kultusminiſter v. Bethmann⸗Hollweg: Er wiederhole, daß keineswegs 
eine Anerkennung der Diſſidenten, ſondern nur eine Zulaſſung, ein Geſchehen⸗ 
laſſen auf Grund des Geſetzes ſtattgefunden habe. Der Staat behalte ſich vor, 
regreſſiw zu wirken, wenn ſich herausſtelle, daß eine Gemeinde auf unſittlicher 
Grundlage beruhe. Auch wenn der Vorredner den kategoriſchen Imperativ ſo 
ſehr klein gemacht habe, ſo verweiſe er auf eine Aeußerung Schellings in deſſen 
nachgelaſſenen Schriften, wo es heiße, einen wie großen Dank wir Kant ſchuldig 
ſeien. Wollte Gott, der kategoriſche Imperativ hätte heut zu Tage noch volle 
Kraft; dann würden, wie er geſtern an einer andern Stelle gejagt, Frömmig⸗ 
keit und Tugend neu erblühen. Zeugniß ſolle die Regierung für die Wahrheit 
Buco Das thue fie, aber ohne daß fie Zwangsmaßregeln dazu bedürfe. 

ravo! 

Der Antrag der Kommiſſion auf Tagesordnung wird nunmehr angenommen. 

Die übrigen Petitionen werden ſämmtlich den Anträgen der Kommiſſion 


gemäß erledigt. 5 2 
Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Paris, 10. April, Morgens. Der heutige „Moniteur““ 
enthält einen neuen Artikel über Deutſchland. In demſelben 
heißt es unter Anderem: Das franzöſiſche Gouvernement be⸗ 
greift und achtet nationale Reizbarkeiten. Hätte das Gou⸗ 
vernement Deutſchland Grund zu Beſorgniſſen gegeben, ſo 
würde es dieſelben edel und berechtigt finden. Wir können 
nicht leicht an eine Ungerechtigkeit von Seiten Derjenigen 
glauben, denen wir keinen Grund zum Argwohn gegeben 
haben. 

Als die Kundgebungen in Deutſchlaud ſich zeigten, ſahen 
wir ſie ohne Erregung, denn wir rechneten darauf, daß der 
aufgeklärte Theil des deutſchen Volkes bald erkennen werde, 
es haben dieſe Ausbrüche keinen reelen Grund. Dieſes Ver⸗ 
trauen hat uns nicht getäuſcht. Die Aufregung will ſich be⸗ 
ruhigen. Wir konſtatiren dies mit Freuden. 

Um das franzöſiſche Gouvernement zu verdächtigen, ſchreibt 
man ihm einige Schriften zu, die das Tuilerien⸗Cabinet kei⸗ 
neswegs engagiren. Die franzöſiſche Regierung hat nichts zu 
verbergen. Die in der italieniſchen Frage eingenommene Hal⸗ 
tung iſt fern davon, Mifitrauen zu rechtfertigen, fie muß im 
Gegentheil dem deutſchen Geiſte Sicherheit einflößen. Frank: 
reich könnte in Deutſchland nicht Das angreifen, was es in 
Italien ſchützen möchte. Seine Politik, welche alle ehrgeizi⸗ 
gen Eroberungen desavonirt, verfolgt nur die Befriedigung 
und die Garantien, welche vom Völkerrechte, vom Glücke der 
Völker und vom Intereſſe Europa's gefordert werden. In 
Deutſchland ſowohl als in Italien will ſie, daß die durch Ver⸗ 
träge wieder anerkannten Nationalitäten ſich aufrecht erhalten 
und ſelbſt ſtärken können, weil ſie dieſelben als eine der we⸗ 
fentlichſten Baſen der enropäifchen Ordnung betrachtet. Frank⸗ 
reich als der deutſchen Nationalität feindſelig gefinnt darſtel⸗ 
len, iſt widerſinnig. 

Die Regierung des Kaiſers hat ihrerſeits ihren Einfluß 
immer dazu gebraucht, die Schwierigkeiten vom Geſichtspunkte 
der Billigkeit und Gerechtigkeit auszugleichen; in Spanien, 


indem fie die Flüchtlinge überwachte; in der Schweiz, indem 
ihre ofſizibſe Vermittlung dazu beitrug, die neuchateler An: 
gelegenheit zu ordnen, welche Komplikationen mit der Schweiz 
herbeiführen konnte. In Italien ſelbſt hat ihre Sorgfalt 
Verwicklungen vorgebeugt. In Deutſchland hat ſie in der 
delikaten Frage, welche zwiſchen dem deutſchen Bunde und 
Dänemark entſtanden war, ungeachtet ihrer Sympathien für 
Dänemark, die gerechten Empfindlichkeiten des deutſchen Pa⸗ 
triotismus für Provinzen, die durch ſo viele Bande an dem 
deutſchen Körper halten, verſtanden und in Kopenhagen den 
Nath zur Verſöhnung hören laſſen. In den Donaufürſten⸗ 
thümern hat fie ſich angeftrengt, die legitimen Wünſche ſiegen 
zu laſſen. 

Die franzöſiſche Politik kann nicht mit zwei Gewichten 
wiegen, mit zwei Maaßen meſſen. Sie wägt mit gleicher 
Nückſicht die Intereſſen aller Völker. Was fie in Italien 
geachtet wiſſen will, wird ſie eben ſo in Deutſchland achten. 
Nicht wir würden bedroht ſein durch das Beiſpiel eines na⸗ 
tionalen Deutſchlands, welches ſeine föderative Organiſation 
vereinigte mit unitariſchen Tendenzen, deren Grundſätze ſchon 
in der großen kommerziellen Vereinigung des Zollvereins nie⸗ 
dergelegt ſind. Alles was in den benachbarten Ländern die 
Beziehungen des Handels, der Induſtrie und den Fortſchritt 
entwickelt, kommt der Civiliſation zu Gute, und Alles was 
die Civiliſation erhöht, erhebt Frankreich. 

Turin, 10. April, Mittags. Ein von den hier weilenden 
Mailändern dem ſardiniſchen Heere gewidmetes Monument ift 
feierlich eingeweiht worden. — Während die „Gazetta di Mi⸗ 
lano“ den Tagesbefehl des General Giulay an die Truppen 
für apocryph erklärt, behaupten Privatnachrichten deſſen 
Authenticität. — Nach hier eingetroffenen Nachrichten aus 
Mailand iſt die Einberufung aller Reſerven in der Lombardei 
amtlich verkündet worden. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Hamburg, 9. April. Vorgeſtern haben in Lübeck zwiſchen den Senatoren 
und den hannoverſchen Genie⸗Offizieren Berathungen behufs Befeſtigung Trave⸗ 
mündes zum Schutze der deutſchen Küſten ſtattgefunden. 

Kopenhagen, 9. April. Das offiziöſe Correſpondenzblatt bringt eine 
Note, worin die Behauptung des „Faedrelandet“, der Reichsrath werde bis 
% = einberufen werden, auf das Beſtimmteſte dementirt wird. 

ie Regierung habe an eine Einberufung des Reichsraths bis 1. Juli weder 
gedacht, noch denken können. (Preſſe.) 


Preußen 

Berlin, 9. April. [Amtliches.] Se. königliche Hoheit der 
Prinz⸗Regent haben, im Namen Sr. Mafeſtät des Königs, allergnädigſt 
geruht, den nachbenannten kaiſerlich franzöſiſchen Marine⸗Offizieren ꝛc. 
den rothen Adlerorden zu verleihen, und zwar: die zweite Klaſſe mit 
dem Stern: dem Vice-Admiral Laplace zu Paris und dem Contre⸗ 
Admiral Jehenne zu Breſt; die zweite Klaſſe: dem General Kriegs⸗ 
Kommiſſar Quéru zu Rochefort, und die dritte Klaſſe: dem Fregatten⸗ 
Kapitän Halligon zu Breſt. 

Se. königliche Hoheit der Prinz⸗Regent haben, im Namen Seiner 
Majeftät des Königs, allergnädigſt geruht: Den Premier⸗Lieutenant im 
erſten ſchweren Landwehr ⸗Reiter Regiment und Rittergutsbeſitzer Emil 
Martin Kramſta auf Gäbersdorf im Kreiſe Striegau in den Adel⸗ 
ſtand zu erheben. 

Se. Hoheit der Prinz Friedrich Wilhelm von Heſſen nebſt Gemahlin 
königl. Hoheit ſind geſtern aus Wien hier eingetroffen und im königl. 
Schloſſe abgeſtiegen. 

Der Baumeiſter Heidmann zu Koblenz iſt zum koͤnigl. Landbau⸗ 
meiſter ernannt und demſelben die Landbaumeiſter⸗ und techniſche Hilfs⸗ 
arbeiterſtelle bei der königl. Regierung zu Koblenz verliehen worden. 

(St.⸗Anz.) 

[Militair⸗Wochenblatt.] v. d. Marwitz, Sec.⸗Lt. vom 5. Kür⸗Regt., 
in das 1. Ulanen⸗Regt. verſetzt. v. Alvensleben, Major vom 2. Garde: 
Regt. zu F., unter Aggregirung bei dieſem Regt., zum Kommandanten von 
Frankfurt a. M. ernannt. v. Neindorff, Hauptm. u. Komp.⸗Chef vom 
27. Inf.⸗Regt., unter Beförderung zum Major, zum 2. Kommand. des 3. Bats. 
4. Garde⸗Ldw.⸗Regts ernannt. v. Mauderode, Major und 2. Kommand. 
des 3. Bats. 4. Garde⸗Ldw.⸗Regts., in das 2. Garde⸗Regt. z. F. verſetzt. 
Ebert, Lazareth⸗Inſpektor in Brandenburg, nach Königsberg i. Pr., Horn, 
Kazareth⸗ Inſpellor in Weſel, nach Brandenburg verſetzt. Prentzel, ehemal. 
Unterarzt, als interimiſtiſcher Lazareth⸗Inſpektor in Weſel angeſtellt. Jahr⸗ 
mann, überzähliger Intendantur⸗Sekretär von der Intendantur des Garde⸗ 
Korps, zu der Intendantur des 1. Armee⸗Korps, Schmidt I., Intendantur⸗ 
Sekretär von der Intendantur des 1. Armee⸗Korps, zu der ö des 
3. Armee⸗Korps verſetzt. Schmidtke, Marine⸗Intendantur⸗Referendarius, zum 
Marine ⸗Intendantur⸗Aſſeſſor ernannt, 2 8 

Pakent.] Dem Seidenfärbereibeſitzer W. Spindler in Berlin ift unter 
dem 6. April 1859 ein Patent auf eine mechaniſche Vorrichtung zum Glänzen 
efärbter Seide in der durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen Zu⸗ 
ammenſetzung und ohne Jemand in der Benutzung bekannter Theile zu be⸗ 
ſchränken, auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang 
des preußiſchen Staats ertheilt worden. 

Oeſterreich. 

Wien, 6. April. Die Ausbeute an Nachrichten über die Situa⸗ 
tion iſt zwar heute nicht ſehr groß, aber dafür nicht unintereſſant. 
Wie ich erfahre, ſoll bereits von hier an die Kabinete von London, 
Paris und Berlin auf die hierhergelangte Mittheilung von der ver⸗ 
weigerten Entwaffnung ſeitens Piemonts eine Entgegnung des beiläu⸗ 
ſigen Inhaltes erflofien fein, daß Oeſterreich es bedauere, das Statt⸗ 
finden des Kongreſſes wegen der von Piemont unveränderlich behaup⸗ 
teten Stellung fo ſehr in Frage geflellt zu ſehen. Gleichzeitig erfahre 
ich, daß thatſächlich das Kabinet von St. James die Hinderniſſe, 
welche die Entwaffnungsverweigerung Piemonts dem Zuſtandekommen 
des Kongreſſes in den Weg legt, durch den Vorſchlag zu beſeitigen 
glaubte, daß ſowohl Oeſterreich als Sardinien ihre Streitkräfte auf 
eine beflimmte Entfernung vom Ticino zurückzuziehen hätten. Dieſer 
Vorſchlag hat jedoch keineswegs den Beifall des wiener Kabinets finden 
können, und wurde von hier aus in höflich ablehnender Weiſe beant⸗ 
wortet. Wie man ſieht, if Oeſterreich vorerſt durchaus nicht geneigt, 
von der Forderung auf Piemonts Entwaffnung abzuſtehen, und damit 
hat ſich der kriegerische Charakter der Situation um Nichts gemindert. 
Nicht allein aber, daß es im Süden und Weſten einen fo tief umwölk⸗ 
ten Horizont giebt, auch im nahen Oſten mehren ſich täglich die An⸗ 
zeichen eines herannahenden Gewitterſturmes. Die Dinge in den 
Donaufürſtenthümern, und ſollte auch Alexander Couza von der am 
morgigen Tage zu eröffnenden Konferenz als Doppelfürſt aner⸗ 
kannt werden, wie nicht minder in Serbien nehmen einen ganz 
eigenthümlichen Charakter an, der, wie leider zu befürchten ſteht, 
in nicht gar langer Zeit zu neuen, noch gefährlicheren Verwicke: 
lungen, als es die bisherigen waren, führen dürfte. Es riecht etwas 
ſtark nach gemeinſamen, zwiſchen den Donaufürſtenthümern und Ser⸗ 
bien abgekarteten Plänen, ſich bei erſter beſter Gelegenheit von der ver⸗ 
haßten und unbequemen Pfortenſuzerainetät zu emancipiren. Die 
Pforte kennt den Plan eben ſo gut, wie man hier ganz genau weiß, 
worauf es da unten an der Donau abgeſehen iſt. Vorläufig thut die 
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raſchen zu laſſen, ob aber ihre Kräfte ausreichen werden, den Streich 
zu pariren, den man nach ihr zu führen beabſichtigt, iſt allerdings ſehr 
zweifelhaft. (B. H.) 
Wien, 7. April. Es kann nicht düſterer am politiſchen Hori⸗ 
zonte ausſehen, als dies heute hier der Fall iſt. Man ſpricht von 
gänzlichem Zerſchlagen der Verhandlungen über den Congreß. Seit 
geſtern herrſcht in unſern hoͤchſten diplomatiſchen und militäriſchen Krei⸗ 
ſen eine merkwürdige Bewegung, die auf nahen Sturm deutet. In 
dem geſtern mehrere Stunden hindurch unter Vorſitz des Kaiſers abge⸗ 
haltenen Miniſterrathe iſt ausſchließlich die politiſche Situation in Er⸗ 
wägung gezogen und wie ich zu vermuthen Grund habe, ſind Be⸗ 
ſchlüſſe gefaßt worden, welche keineswegs weitere Conceſſionen von 
Seiten Oeſterreichs und damit auch keinen günſtigeren Verlauf für die 
Congreßfrage erwarten laſſen. Von einem Abſtehen Oeſterreichs von 
ſeiner Congreßbedingung: der Entwaffnung Piemonts, ſcheint gar keine 
Rede mehr und ſomit auch die Chancen des Congreſſes ſelbſt faſt ganz 
geſchwunden zu ſein, wenn nicht etwa Fürſt Gortſchakoffs eventuelle 
Ankunft in Paris der Sache noch eine andere Wendung giebt. Man 
ſpricht heute ganz ernſtlich von Einberuſung der Reſerve für 
die ganze Armee, welche die Stelle der ehemaligen Landwehr ver⸗ 
tritt, ſo wie von der Verſetzung der geſammten Armee auf 
den Kriegsfuß, von der ſofortigen Concentrirung zweier 
Armeecorps bei Linz, zu welch er die Weſtbahn die Beförderungs⸗ 
mittel bereit zu halten angewieſen wurde, und von der Mobilmachung 
ſämmtlicher Feldbataillone der Grenzregimenter. Auf dieſe Weiſe ift 
Oeſterreich innerhalb vier Wochen nur mehr ein Heerlager und die 
mobile Macht iſt dann nicht übertrieben, wenn ich ſie auf 700,000 
Mann veranſchlage. (B. H.) 
Italien. 


0. C. Turin, 8. April. Die „Italia“ dementirt das Gerücht, 
daß Graf Cavour von ſeinem Poſten als Miniſterpräſident beſeitigt 
werden ſolle. Die „Armonia“ bringt die Kundmachung, welche von 
der transatlantiſchen Geſellſchaft behufs des Verkaufs der ihr gehörigen 
Dampfer erlaſſen worden iſt. Die „Opinione“ meldet, daß die Frei⸗ 
willigen des Depots in Pinerolo Kavallerie-Regimentern zugetheilt wur: 
den, und den Eid der Treue dem Könige und dem Statut bereits ge⸗ 
leiſtet haben. Nach dem „Diritto“ lehne die modeneſiſche Regie⸗ 
rung ab, an dem Kongreſſe eventuell Theil zu nehmen, die diesfälligen 
Abſichten Neapels ſeien unbekannt, Parma und Toscana hätten ſich 
noch nicht ausgeſprochen. 

Der „Cattolico“ meldet als ausgemacht, daß der Marquis von 
Villamarina von Paris abberufen worden iſt; derſelbe ſoll für den 
Poſten in Berlin deſignirt ſein. Ein neues Werbebureau für ſogenannte 
garibaldiſche Alpenjäger iſt eröffnet worden. 

Nach der „Opinione“ handele es ſich in Parma darum, von der 
Herzogin die Bewilligung zur Einführung einer konſtitutionellen Ver⸗ 
faſſung zu erwirken (ſoll wohl heißen, zu erpreſſen, um der ſardiniſchen 
Agitation einen noch weiteren Spielraum zu verſchaffen.) Aus Tos⸗ 
cana wird den turiner Blättern gemeldet, daß neulich neun vornehme 
junge Männer ſich als Freiwillige nach Piemont auf den Weg mach⸗ 
ten. Ein Theil des Adels, darunter auch Damen und eine große 
Volksmenge, habe ſie auf ihrem Zuge begleitet. 

Ein junger Mann iſt zu Florenz in Folge eines politiſchen Wort⸗ 
wechſels ermordet worden. Die Schützengeſellſchaft zu Genua hat dem 
Häuptling Garibaldi angeboten, 50 gut ausgerüſtete Carabiniere zu 
ſtellen. Das Provinzialkollegium zu Turin wird aufgelöſt und in ein 
Militärſpital umgewandelt werden. 


Frankreich. 

Paris, 7. April. Der Kabinets⸗Chef des Grafen Cavour, Hr. 
Nigra, der ſich längere Zeit hier aufgehalten hatte, iſt wieder nach 
Turin zurückgereiſt. — Von der bevorſtehenden Reiſe des Kaiſers nach 
Lyon wird auch heute noch mit großer Beſtimmtheit geſprochen. Nach 
den offiziöſen Angaben des „Courrier de Lyon“ hat es mit den Trup⸗ 
penbewegungen und den vermehrten Rüſtungen in Lyon, Sathonay, 
Beſangon, Grenoble fo ziemlich feine Richtigkeit, obgleich das gedachte 
Blatt ſich den Anſchein giebt, als beruhten alle Mittheilungen der aus⸗ 
wärtigen Preſſe hierüber auf Uebertreibung oder Entſtellung. 
Einzige, was vollkommen und entſchieden in Abrede geſtellt wird, iſt 
die Neubildung von 15 Artillerie⸗Regimentern. 

Heute um 2 Uhr fand die erſte Sitzung der Donau⸗Für⸗ 
ſtenthümer⸗Conferenz ſtatt. Gewiſſes über die Vorgänge in der 
Conferenz erfährt man nicht; doch iſt es ſicher, daß die Türkei, die bis 
jetzt der Wahl des Herrn Kuſa ihre Zustimmung verweigerte, nach⸗ 
gegeben hat. Herr Muſſurus erklärte dieſes im Namen feiner Re: 
gierung in der heutigen Sitzung, indem er hinzufügte, daß dieſe nur 
aus Rückſicht für die Großmächte ſich dazu verſtanden habe, wegen der 
Rechtsfrage aber allen Vorbehalt mache. — Dem Vernehmen nach 
erſcheint dieſer Tage ein Artikel aus der Feder des Vicomte de la 
Gueronniere, worin erklärt werden wird, daß alle Schwierigkeiten, 
auf die bis jetzt der Congreß geſtoßen, Oeſterreich zur Laſt fallen. Be⸗ 
zeichnend für die Lage der Dinge ſind die Worte des Hrn. v. Hübner, 
die derſelbe an einen ſeiner intimen Freunde richtete, der ihn über die 
Mittel fragte, die eine friedliche Wendung der Dinge ermöglichen könnten: 
„Iny a rien a faire en ce moment pour améliorer l’etat des 
choses. Nous sommes arrivds au maximum de la crise. 
Aussi longtemps cependant que le malade na pas succombe, il 
ne faudra point desesperer de sa guérison. Mais sa situation 
est bien grave, et je ne vois pas encore le moyen de le sauver.“ 
(Es giebt jetzt nichts zu thun, um die Lage der Dinge zu verbeſſern. 
Wir ſind bei dem Maximum der Kriſe angelangt. Indeß ſo lange 
der Kranke noch lebt, darf man nicht verzweifeln. Aber die Krankheit 
iſt ſehr ernſt und ich ſehe kein Mittel der Heilung.) Herr Lafitte, 
der Direktor der ſardiniſchen Eiſenbahnen hatte heute wieder eine Kon⸗ 
ferenz mit dem Kaiſer. Es handelt ſich um den Transport von Trup⸗ 
pen auf der genannten Bahn. Dem Vernehmen nach hat die Ver⸗ 
waltung derſelben bereits alle Anſtalten dazu getroffen. Für die Armee 
von Lyon wird jetzt, wie es bei jeder Armee im Felde Gewohnheit iſt, 
ein eigener Gendarmerie⸗Dienſt eingerichtet. Die Leute, die dieſes Corps 
bilden ſollen, werden unter den unverheiratheten Leuten der 86 De⸗ 
partements Frankreichs, ungefähr 6 pro Departement, ausgewählt. — 
Bei den Holzhändlern von Menehould (Marne⸗Departement) ſind 800,000 
Pfähle für die Armee beſtellt worden. — Die pariſer Garde, die bis 
jetzt aus zwei Bataillonen zu Fuß beſteht, ſoll ein drittes erhalten. — 
Der neue Eigenthümer der „Preſſe“, Herr Solar, der bereits Millio⸗ 
när, Journaliſt, Bankier, dramatiſcher Schriftſteller, Börſenſpekulant 
und noch vieles Andere iſt, will auch jetzt Deputirter werden und tritt 
in Bordeaux als Kandidat zum geſetzgebenden Körper auf. Der Re 
gierungs⸗Kandidat iſt Baron David, früher Ordonnanz ⸗ Offizier des 
Prinzen Jerome. 

— In der pariſer Boͤrſendepeſche vom 8. April (Nr. 168 d. 3.) 
iſt eine telegraphiſche Depeſche aus Turin erwähnt, welche von einem 
öſterreichiſchen Tagesbefehl an die mailänder Garniſon ſpricht, der auch 
in den Kaſernen angeſchlagen worden iſt. Nach einer uns zugehenden 
Privatmittheilung aus Frankfurt a. M. war die in Turin umlaufende 
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teten Tagesbefehls ungefähr folgende: „Soldaten! Se. Majeſtät der 
Kaiſer ruft euch zu den Fahnen, um zum drittenmal den Hochmuth 
Piemonts zu beugen und um dieſes die allgemeine Ruhe Europas 
unterwühlende Neſt von Aufwieglern auszurotten. Ihr zieht gegen 
einen Feind, den ihr immer in die Flucht geſchlagen habt. Erinnert 
euch an Volta, Somma Campagna, Curtatone, Rivoli, Santa Lucia, 
ein Jahr darauf Cava, Vigevano, zuletzt Novara, wo ihr den Feind 
zerſtreut, vernichtet habt. Unnöthig iſt es, euch Mannszucht und Muth 
anzuempfehlen, denn in erſterer ſteht ihr als einzig in Europa da, in 
letzterem ſteht ihr keinem Heere nach. Eure Loſung ſei: Der Kaiſer 
und unſer gutes Recht!“ 
Schweiz; 

Aus der Schweiz, 6. April. Ein nach Zürich gelangter 
Privatbrief vom 2. d. aus Mühlhauſen enthält die wichtige Nachricht, 
General Reibel, Commandant der ſtraßburger Divifion, habe die Ebene 
von Ochſenfeld vor Thann (im Elſaß) beſucht und alle nöthigen Maß⸗ 
regeln zur Errichtung eines Lagers von 60,000 Mann getroffen. Wir 
würden dieſe Nachricht nicht wiederholen, hätten wir nicht die Gewiß⸗ 
heit, daß ſie von ſehr bekannter und völlig glaubwürdiger Hand her⸗ 
rührt, die nicht leicht ſich ſelbſt täuſchen oder getäuſcht werden könnte, 
und ſtimmte ſie nicht zu den übrigen ſich trotz des abſichtlichen Geheim⸗ 
erhaltens häufenden Mittheilungen von den unabläſſig fortgeſetzten Rü⸗ 
ſtungen Frankreichs überhaupt. Die Bildung eines Lagers bei Belley 
im Aindepartement, ganz in der Nähe des vielgenannten Grenzortes 
Culoz, wo die Eiſenbahn von Lyon nach Chambery auf (neutrales) 
ſavoyiſches Gebiet Übertritt, wird auch jetzt von dem „Salut public” 
in Lyon gemeldet, und ebenſo, daß die Truppen im Lager von Cha⸗ 
lons ſich allmälig bedeutend verſtärken. Dies ſind ſehr eigenthümliche 
Demonſtrationen vor dem Congreſſe, und man möchte wohl das be 
kannte si vis pacem etc. umkehren in si vis bellum, para pacem, 
d. h. wenn du Krieg willſt, ſo ruf einen Friedenscongreß zuſammen. 

(D. R. Ztg.) 


Großbritannien. 

London, 7. April. [Unterbaus-Sigungvom 6. April.] Lord Pal⸗ 
merſton erhebt ſich zu einer perſönlichen Bemerkung und ſagt ungefähr Fol⸗ 
gendes: Am vorigen Montag wurde ich — wo und von wem, darf ich den 
Satzungen des Hauſes gemäß nicht genau angeben, doch darf ich wohl bemer⸗ 
ken, daß es ein Mann war, der ein bedeutendes Anſehen in dieſem Lande ge⸗ 
nießt (Lord Derby) — angeklagt, ich habe mich eines verfaſſungswidrigen Be⸗ 
nehmens ſchuldig gemacht, in ſo fern ich die Prärogative der Königin in Frage 
geſtellt habe, das Parlament aufzulöſen, wenn ihre Räthe es für paſſend er⸗ 
achteten, und gleichviel, aus Anlaß welcher Frage ſie eine Auflöſung für zweck⸗ 
mäßig hielten. In Wahrheit habe ich nie etwas behauptet, das jo ausgelegt 
werden könnte. Kein vernünftiger Mann, der irgend etwas von der britiſchen 
Verfaſſung verſteht, kann die Prärogative der Krone auf den Rath verantwort⸗ 
licher Miniſter — weil die Krone keinen Theil ihrer Prärogative anders, als 
auf den Rath verantwortlicher Miniſter ausüben darf — das Parlament zu 
jeder Zeit des Jahres, und wie auch immer der Stand der öffentlichen Geſchäfte 
ſein mag, in Frage ſtellen. Es kann aber gewiſſe Perioden der Seſſion geben, 
wo es mit den öffentlichen Geſchäften ſo ſteht, daß ein ſolcher Rath nicht er⸗ 
theilt oder 75 werden kann, ohne daß Alles drunter und drüber geht und 
in die äußerſte Verwirrung geräth. So lange nicht ſämmtliche Subſidien be⸗ 
yo find und fo lange keine Finanz⸗Vorlage gemacht iſt, muß es offenbar 
den Staatsdienſt ſehr benachtheiligen, wenn die Räthe der Kcone der Herrſcherin 
die Auflöfung des Parlaments anempfehlen und dieſe Empfehlung verwirklichen, 
wofern nicht das Haus der Gemeinen ſich bei der Sache betheiligt, das Ver⸗ 
fahren beſchleunigt und den augenblicklichen Auskunftsmitteln feine Zuftimmung 

iebt, welche nöthig find, um die öffentlichen Geſchäfte jo zu ftellen, daß eine 

arlaments⸗Auflöſung die Landes⸗Intereſſen nicht beeinträchtigt. Das nun ges 
rade iſt der Zuſtand der Dinge, in welchem wir uns jetzt befinden, und was 
ich bei einer früheren Gelegenheit ſagte, war, daß die Räthe der Krone in dem 
gegenwärtigen Augenblicke keine Auflöſung des Parlaments ohne Zuſtimmung 
und Einwilligung dieſes Hauſes vornehmen könnten. Welcher andere Weg 
er eingeſchlagen werden können? Das Haus der Gemeinen hätte fagen 

nnen: „Wir wollen von dieſen nur vorübergehenden Auskunftsmitteln nichts 
wiſſen; bringt euer ganzes Budget vor; wir find bereit, es zu diskutiren; 
u eure Appropriationg:Afte zur geeigneten Zeit vor; erledigt die Geſchäfte 
der Seſſion, und wenn der Augenblick gekommen ift, wo eine Auflöſung thun⸗ 
lich iſt, ohne das Gemeinwohl zu beeinträchtigen, ſo werden Sie natürlich mit 
Erlaubniß der Herrſcherin die Prato, ative der Krone ausüben.“ Was ich ſa⸗ 
gen wollte, war, daß möglicher Weiſe das Haus während Biel Dei mit an⸗ 
deren Maßregeln hervortreten und die Krone in einer Adreſſe erſuchen werde, 
fie möge das Parlament nicht eher auflöfen oder prorogiren, als bis das Haus 
Gelegenheit gehabt habe, eine andere von der Regierung vorzulegende Reſorm⸗ 
ill in Erwägung zu ziehen. Man hätte noch einen Schritt weiter geben 
und im Laufe der öffentlichen Geſchäfte die Krone erſuchen können, die gegen⸗ 
wärtigen Miniſter zu entlaſſen. Alles das würde ein vollkommen konſtitu⸗ 
tionelles Verfahren geweſen fein, und deshalb weiſe ich aufs entſchiedenſte die 
Beſchuldigung zurück, daß irgend etwas, das ich gejagt habe, der Prärogative 
der Krone auch nur im Geringſten widerſtreite oder den Prinzipien der briti⸗ 
ſchen Verfaſſung zuwider ſei. Das Haus hat es nicht für angemeſſen erachtet, 
irgend einen der eben von mir erwähnten Wege einzuſchlagen. Auch würde 
ich ihm ſicherlich nicht den Rath ertheilt haben, es zu thun. Ich halte es für 
weit beſſer, den uns von Ihrer Majeſtät Miniſtern hingeworfenen N 
ſchuh aufzunehmen und an die Stimme des Volkes zu appelliren. In Bezug 
auf die Antwort auf jene Herausforderung hege ich das feſteſte Vertrauen. Es 
giebt noch einen anderen Punkt, der allerdings weniger wichtig iſt, den ich aber 
doch nicht unberührt laſſen möchte. Mein edler Freund, der Abgeordnete für 
die City von London (Lord John Ruſſell) und ich ſtimmten völlig überein hin⸗ 
ſichtlich der Reſolution, welche vorzuſchlagen er für ſeine Schuldigkeit hielt; und 
da dieſe vollſtändige Uebereinſtimmung und e die der Anſicht allgemein be⸗ 
kannt iſt, fo nehmen viele Leute an, es herrſche dieſelbe Meinungsübereinſtim⸗ 
mung zwiſchen uns in Bezug auf die allgemeinen Umriſſe einer Reformbill 
welche mein edler Freund uns vor ein paar Tagen gab. Ich will nur fo viel 
ſagen, daß ich vollkommen mit ihm in den Prinzipien übereinſtimme, auf welche 
jener Umriß ſich gründet, nämlich Herabſetzung des Cenſus in den ländlichen 
und ſtädtiſchen Wahlbezirken und Uebertragung von Parlamentsſitzen. In Be⸗ 
zug aber auf die beſtimmten Grenzlinien, welche er in ſeiner Skizze zog, bleibe 
ich bei den Anſichten, die ich bei früheren Gelegenheiten ausgeſprochen habe. 
Sir J. Palington vertheidigt Lord Derby gegen den eben ausgeſprochenen Ta⸗ 
del und behauptet, die Sprache, welche Lord Palmerſton in der neulichen De⸗ 
batte geführt habe, ſei allerdings nicht mit der Achtung vor der Krone verträg⸗ 
lich, ſie ſei drohend geweſen und geeignet, der Ausübung der Prärogative der 
Krone Hinderniſſe in den Weg zu legen. Sir G. Grey iſt der Anſicht, daß, 
wenn der von Sir J. Pakington aufgefielte Grundſatz zur Geltung käme, das 
Haus feine Rechte aufopfern würde. S. Eſtcourt bellagt ſich über den Ton, 
den Lord Palmerſton ſich in der neulichen Debatte erlaubt habe. Es habe darin 
die trotzigſte Herausforderung gelegen, und dieſelbe ſei von dem Rathe begleitet 
geweſen, ein Verfahren zu beobachten, welches niemand, der auf der Miniſter⸗ 
bank ſitze, einſchlagen dürfe. Im Subſidiencomite werden hierauf verſchiedene 
Poſitionen des Flottenbudgets bewilligt. Das Haus vertagt ſich um 6 Uhr. 


* Breslau, 11. April. [Feuer.] Geſtern entſtand in einem 
Keller des Grundſtücks Nr. 12 der Gartenftraße,*) in welchem ein gro⸗ 
ßer Vorrath von Hobel: und Klotzſpähnen aufgehäuft lag, Mittags 
kurz vor 1 Uhr Feuer, das ſich durch den, aus Fenſter und Thür drin⸗ 
genden Rauch, den darüber Wohnenden noch zeitig genug bemerkbar 
machte. Da die Flamme ſich nur innerhalb der ſehr verſteckten Keller: 
räume entwickelte, ſo konnte natürlicher Weiſe von den Thürmen kein 
Signal gegeben werden; trotzdem war Löſch⸗ und Rettungshilfe, Feuer⸗ 
wehr, Spritzen, Rettungsverein, Militär: und Polizeimannſchaft alsbald 
zur Stelle. Die Feuerwehr, unter dem Kommando des ſtädtiſchen Be⸗ 
leuchtungs⸗ und Spritzen⸗Inſpektors, Herrn Tholuck (Herr Branddirektor 
Weſtphalen iſt auf vier Tage nach Berlin gegangen), hatte eben im 
ſtädtiſchen Marſtalle ihre Exercitien beendet, war daher noch gerüſtet 
und uniformirt, und konnte bald ihre Thätigkeit entwickeln, die ſich hier 
auf das Glänzendſte bewährte. Großes Intereſſe erregte der eine neue 
) Es ſind dies dieſelben Gebäude, in deren Räumen die Kaufleute Gebrüder 
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Requiſiten⸗ und Perſonenwagen der Feuerwehr, der dazu beſtimmt iſt,] dehnung des Unternehmens und des Kapitals dem Papiere ein mehr ſpecula⸗ 


ſämmtliche zum Löſch- und Rettungsgeſchäft nöthigen Utenfilien, und 
außerdem noch 16 Mann an den gefährdeten Ort zu bringen. Der 
Wagen iſt feuerroth angeſtrichen und ſo hoch, daß die Mannſchaften je 
drei in Reih und Glied darin aufrecht ſtehen können. Er führt Schau⸗ 
feln, Aexte, Piken, Feuerhaken, Mulden zum Fortſchaffen des Schuttes, 
kleine Leitern, Schläuche, Stricke und Harzfackeln, ja ſelbſt kleine Beſen, 
aus amerikaniſchen Piazava⸗Ruthen gefertigt, mit ſich. — Ueber die 
Entſtehungsurſache des Feuers verlautet noch nichts. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 9. April, Nachm. 3 Uhr. Als Conſols von Mittags 12 Uhr 
947, gemeldet waren, begann die Rente zu 66, 95, wich auf 66, 80, ſtieg 
auf 67, 20, fiel abermals, als Conſols von Mittags 1 Uhr 94% eingetroffen 
waren, auf 67 und ſchloß in etwas beſſerer Haltung zur Notiz. — Das Par⸗ 
quet wollte die Couliſſe verfolgen laſſen, der Kaiſer hat dies jedoch verboten, 
wodurch in der Couliſſe ein großer Enthuſiasmus hervorgerufen wurde. 

Schluß⸗Courſe: 3p Ct. Rente 67, 15. 4 pCt. Rente 95, 10. 3pGt. 
Spanier 40%. IpCt. Spanier —. Silber⸗Anleihe —. Oeſterreich. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Aktien 518. Kredit⸗mobilier⸗Aktien 655. Lombardiſche Eiſenbahn⸗ 
Aktien 510. Franz⸗Joſeph — 

London, 9. April, Nachmittag 3 Uhr. Der geſtrige Wechſelcours auf 
Wien war 11 Fl. 25 Kr., auf Hamburg 13 Mk. 5% Sch. 

Weichende Tendenz. Silber 62%,, 
Conſols 94%. IpCt. Spanier 29%, 
5pCt. Ruſſen 110. 4½pCt. Ruſſen 994. 8 

Der erſchienene Bankausweis ergiebt einen Notenumlauf von 21,492,160 
Pfd., und einen Metallvorrath von 18,950,478 Pfd. St. 
Wien, 9. April, Mittags 12 Uhr 45 Min. Börſe ſchwach. Neue 


Looſe 95, —. 

5pCt. Metalliques 71, 10. 4½ pCt. Metalliques 62, 50. Bank⸗Aktien 
816, —, Nordbahn 160, 80. 1854er Looſe 107, —. National⸗Anlehen 75, 10. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Certifikate 232, 60. Kredit⸗Aktien 178, 60. London 
Gold 111, —. Silber —, — 


112, 50. Hamburg 85, —. Paris 45, —. nu 
Neue Lombardiſche 


ı Elifabetbahn 105, —. Lombardiſche Eiſenbahn 92, 50, 
Eiſenbahn —, —. ö 

Wien, 9. April, Abends 7 Uhr. An heutiger Abendbörſe fanden ſtarke 
Schwankungen ſtatt und ſchloß dieſelbe zu ſehr niedrigen Courſen. Kreit⸗Aktien 
Anfangs 176, 30, Staatsbahn 229, —, Nordbahn 159, 30, Nationale 74, 30. 
Am Schluſſe waren die Courſe 178, 20 — 230, 20 — 160, 10 — 74, 60, 

Frankfurt a. M., 9. April, Nachm. 244 Uhr. Alle Fonds und Aktien 

wd nge vom Beginn bis zum Schluß der Börſe. 

chluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbacher 135%. Wiener Wechſel 101%. 
Darmſtädter Bank⸗Aktien 187%. Darmſt. Zettelbank 222. 5pEt. Metal⸗ 
liques 59. 4% pCt. Metalliques 51. 1854er Looſe —. Oeſterreich. Na⸗ 
tional⸗Anlehen 61%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 234 ¼. Oeſterreich. 
Bank⸗Antheile 843. Oeſterr. Kredit⸗Aktien 177%. Oeſterreich. Eliſabet⸗Bahn 
148. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 49%. Mainz ⸗Ludwigshafen Litt. A. —. Mainz 
Ludwigshafen Litt. O. —. 1 

amburg, 9. April, Nachm. 24 Uhr. Anhaltend flaue Stimmung. 

Schluß⸗Courſe: Heſterreich.⸗Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien —. 

National⸗Anleihe 64. Oeſterr. Credit⸗Aktien 76. Vereins⸗Bank 974,. 
Norddeutſche Bank 79. Wien —, —. . . 

amburg, 9. April. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen ftille, 


Mexikaner 20%. Sardinier 81, 


jedoch nicht billiger zu kaufen. Oel pro Mai 24, pro Oktober 23%. Kaffee 
ruhig. Zink ftille. 
Liverpool, 9. April. [Baumwolle.] 7000 Ballen Umſatz. — 


Preiſe gegen geſtern unverändert. 


Berlin, 9. April. [Börſen⸗Wochenbericht.] Die Börſenwoche 
eröffnete mit einer vollſtändigen Stagnation der Geſchäfte, die ſo weit ging, 
daß ſogar die Umſätze eines Börſentages in öſterreichiſchen Staatsbahnaktien 
ſich zählen ließen; ſie ſchloß mit einem rapiden paniqueartigen Rückgange aller 
Papiere, welcher verſchiedene Deviſen um mehr als 10 Prozent niedriger ſchlie⸗ 
ßen ließ, als vor 8 Tagen; ſo öſterreichiſche Staatsbahnaktien, die heute zum 
erſtenmale unter Pari (135%, Thlr.) gingen, um 12½ Thlr., öſterreich. Kredit: 
aktien um 11 75 %, Oberſchleſiſche Eiſenbahnaktien um 8%, Potsdam⸗Magde⸗ 
burger um 9% %. Dieſer rapide Rückgang hat auch den Charakter der Börſe 
inſofern geändert, als er Kapitalanlagepapiere in faſt gleichem Grade traf, wie 
Spekulationspapiexe, und ſelbſt die ſonſt ſo feſten preußiſchen Fonds mit ſich riß. 

Die Geſchäftsſtille der erſten Hälfte der Woche entſprach einer abwartenden 
Haltung der Börſe, welche theils in dem Mangel eines Anſtoß gebenden Ereig⸗ 
niſſes, iheils in ſorgſam aufrechterhaltenen Selbſttäuſchungen über die Lage der 
politiſchen Verhältniſſe ihren Grund hatte. Dieſelbe war mit einem allmä⸗ 
ligen Rückgange der * verbunden, der nur einmal, am Mittwoch, unter⸗ 
brochen wurde. Einen ſolchen Zuſtand erträgt die Börſe nicht lange, jeder, auch 
noch ſo ſchwache Anſtoß pflegt in ſeinen Wirkungen ſofort über ſeine Tragweite 
hinauszuſchießen. Ein äußerer Anſtoß lag diesmal in einem am Donnerſta 
Abend in der „Nat.⸗Z.“ erſchienenen Artikel über die politiſche Situation, wel⸗ 
cher nicht gerade Neues vorlegte, aber Verhältniſſe zum Bewußtſein brachte, 
über welche man ſich früher hinwegſetzte. Hiezu kamen ſchon geſtern Gerüchte 
über eine in Mailand veröffentlichte Proklamation an die Soldaten, ungünitige 
. Je Courſe und heute ferner politiſche Nachrichten, welche die herrſchen⸗ 
den Illuſionen zu zerſtören geeignet ſind. Wer indeß genauer beobachtete, konnte 
dieſen Ausbruch ſchon Montag bis Donnerſtag ſich vorbereiten ſehen, wo das 
inſtinktive Gefühl, daß der Stille ein Sturm folgen müſſe, zum „Fixen“ Muth 
nz und den Kreis der fixen Verkäufer von der engeren Kategorie der Speku⸗ 
ationspapiere auf eine ganze Reihe von Kredit⸗ und Eiſenbahnaktien aus⸗ 
dehnte, die ſonſt weniger berührt werden. Die Fixerei wird indeß bis jetzt durch 
die nur zu Deckungen vorhandene Kaufluſt eingeſchränkt, und da die des War⸗ 
tens müden Beſitzer die Papiere auf den Markt bringen, ſo kann aus den fixen 
Verkäufen allein ein fühlbares Decouvert vorläufig nicht entſtehen. Der weitere 
Impuls zur Baiſſe ging nicht blos von der Börſe, ſondern auch vom Privat⸗ 
publikum aus, welches die zum Zwecke des Coursgewinnes angekauften Papiere 
in Poſten auf den Markt brachte, und heute kamen noch umfaſſende Verkaufs⸗ 
aufträge von großen auswärtigen Plätzen, von Frankfurt und Paris, hinzu, um 
den Coursrückgang noch tiefgreifender zu machen. Für öſterreichiſche Papiere 
wirkte neben den politiſchen Verhältniſſen noch die rapide Entwerthung der 
öͤſterreichiſchen Valuta. Aus Wien meldete man vor acht Tagen London 
109. 00, geſtern 111. 60, heute 112, 50, alſo ſeit acht Tagen einen Rück⸗ 
gang in dem Werthe der öſterreichiſchen Banknoten um 3% %. Hier wurde 
kurz Wien vor 8 Tagen 91%, heute 86%, notirt. Daß dieſes die Dimenſionen 
der Baiſſe der öͤſterreichiſchen Papiere ſtark vermehren mußte, läßt ſich berech⸗ 
nen. Die Geldnoth des wiener Platzes, die durch die nöthigen Silberſendungen 
nach der Lombardei und das Mißtrauen gegen die von Oeſterreich gebotenen 

Zahlungsmittel noch geſteigert wird, ſpiegelt ſich in dem hieſigen Courſe auf 

Wien, der, bei einer Differenz zwiſchen kurz und lang Wien von 1—1 7 Thlr., 

einen Disconto von 7% repräſentirt. Hier hat die vorübergehende Knapp⸗ 

heit des Geldes nachgelaſſen. Die Monatsberichte der preußiſchen und außer⸗ 
reußiſchen Banken bieten durchaus keine Symptome eines Silberbedarfs; die 
bnahme der Baarvorräthe und die Zunahme der Wechſelbeſtände iſt gering, 
und auch die der Börſe in einem vermehrten Lombardgeſchäfte dargeliehene 

Unterſtützung unbedeutend. In dieſer Richtung erſcheinen die 5 für 
den Augenblick in einem beſſeren Lichte, und ſcheint es, daß hauptſächlich nur 

Holland Silber nach England abgiebt. — Eigenthümlich iſt die Erſcheinung, 

daß, während bei den preußiſchen Banken und namentlich in Berlin die Baar: 

vorräthe im März ſich minderten und die Wechſel ſtiegen, während umgekehrt 
bei der frankfurter Bank die Baarvorräthe zu: und die Wechſelbeſtände abnah⸗ 
men. Dies zuſammen mit den hier ſinkenden Wechſelcourſen auf ſüddeutſche 


Plätze beſtätigt die auch ſonſt gemachte Beobachtung, daß Frankfurt und Süddeutſch⸗ 200 Br. 


land nach Berlin hin ſtark verkaufen. Bei den preußiſchen Banken nahmen 
die Baarvorräthe um 144 Million ab, die Wechſelbeſtände um 2%, Millionen 
zu, bei der frankfurter Bank ſtieg der Baarvorrath um 861,771 Thlr., fiel das 
echſelportefeuille um 493,260 Str. Von den norddeutſchen Banken correſpon⸗ 
diren nur die bremer und hamburger mit der frankfurter, die übrigen ſämmt⸗ 
lich mit den preußiſchen, während die ſüddeutſchen mehr mit den Bewegungen 
der frankfurter correſpondiren. 
„Die Coursbewegungen der Eiſenbahn⸗Actien zeigen, daß aus dem Publikum 
weniger die um der Rente, als die um des Coursgewinnes willen gekauften 
Papiere auf den Markt gebracht ſind. Das natürliche Motiv hierfür liegt in 
dem verfehlten Zwecke des Ankaufs, der oft nur zum Theil mit eigenen Mitteln 
bewerkſtelligt iſt. Wer eine Rente aus feinen Papieren genießen will, kann bei 
dem außerordentlich niedrigen Courſe und bei der Schwierigkeit anderweitiger 
che er Rapitalanlage ſich nicht ſo ſehr zum Verkauf aufgefordert ſehen, zumal 
ich dieg, wenn er eintritt, bei der allgemeinen Erſchöpfung der Finanzkräfte 
lic Pa ‚langer Dauer ſein kann. Zu den in minder feſten Händen befind- 
{ 11 5 been gehören auch die Oberſchleſiſchen Eiſenbahnactien, welchen 
wohl ein beſſeres Loos blühen wurde, wenn nicht durch die großartige Aus⸗ 
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tiver Charakter aufgedrückt worden wäre. Auch die auf 87 feſtgeſetzte Divi- 
dende hat wenig befriedigt. Freiburger erfuhren gleich Anfangs der Woche 
einen Druck, indem man ſie gegen Rheiniſche vertauſchte; doch eignet ſich die 
letztere Actie, wegen des weilen chenden Umfanges der Erweiterungen des Un⸗ 
ternehmens, mehr zur Speculation als die Actie der endlich feſt abgeſchloſſenen 
Freiburger Bahn. Bei der Dazwiſchenkunft des die Speculationspapiere vor 
lem treffenden Rückganges konnte dieſer Umtauſch keine Früchte tragen. 
Köln⸗Mindner ſind ſeit einiger Zeit ſo auffallend flau, daß man an eine 
beſondere, vorläufig nur den Eingeweihten bekannte Urſache ſchließen muß. Daß 
der nur künſtllch gehaltene Cours der Potsdam⸗Magdeburger Actien geſtern und 
heute zuſammenbrechen mußte, ließ ſich erwarten. Für die leichten Speculations⸗ 
deviſen, Nordb.⸗Actien, Mecklenburg. und Magdb.⸗Wittenbergiſche ift zu den allge⸗ 
meinen Urſachen der Baiſſe noch die Ungunſt der Betriebsentwickelung hinzu⸗ 
etreten. Die Nordbahn hat die von der Eröffnung der Werrabahn gehegten 
Erwartungen durchaus nicht erfüllt, bei der Mecklenburgiſchen Bahn iſt in den 
letzten zehn Tagen des vorigen Monats eine Mindereinnahme von über 2500 
Thaler eingetreten, welche, übereinſtimmend mit magdeburger Nachrichten, auch 
im Aufhören der Getreideſendungen von Mecklenburg nach Magdeburg ſchlie⸗ 
ßen läßt und hiermit auch die Endſchaft der glänzenden Einnahmen der Wit⸗ 
tenberg ſchen Bahn in Ausſicht ſtellt. Auch für die übrigen Bahnen werden 
die Märzeinnahmen wohl vorwiegend ungünſtig ausfallen; die Bexbacher hat mit 
einem Minus an 25,000 Fl. ein übles Prognoſtikon geſtellt. e 

In preußiſchen Fonds war das Geſchäft belebter, aber bei weitem nicht ſo, 
wie es ſonſt beim Quartalwechſel der Fall iſt. Heute war der Coursrückgang 
beträchtlich, und 44 ⸗prozentige Anleihen waren in bedeutenden Poſten am 
Markte; Staatsſchuldſcheine ſchließen 1½, 4½ prozentige Anleihen 1 Prozent 
niedriger; ſchleſiſche Pfand⸗ und Rentenbriefe bebaupteten ſich. Oeſterreichiſche 
Fouds kamen auch aus dem Privatpublikum maſſenhaft auf dem Markt, Na: 
tionalanleihe ſchließt 6 Prozent niedriger; für die neue ruſſiſche Anleihe, mit 
welcher man auch auf unſern Markt ſpekulirt, liegen Stimmungen und Ver⸗ 
hältniſſe ungünſtig. - 

Für die Zukunft fehlt es der Börſe — und das iſt charakteriſtiſch — für 
die Wirrſale der Gegenwart, an jeder feſten „Landmarke“. Früher leiſtete der 
Kongreß dieſen Dienſt; kommt er zu Stande oder kommt er nicht zu Stande, 
das war die Frage, an welche ſich Hoffnungen und Befürchtungen knüpften. 
Jetzt der Kongreß dieſe 3 verloren; man glaubt nicht an ſein Zuſtan⸗ 
dekommen, man glaubt nicht an ſeinen Erfolg; da auch nicht einmal Kriegs⸗ 
punkte formulirt ſind, ſo fehlt der Zukunftsſpekulation jeder feſte Anhalt. Das 
Einzige, was man ins Auge faſſen könnte, iſt die Frage, ob Piemont entwaff⸗ 
nen wird oder nicht. Da der gegen Oeſterreich geführte Krieg bis jetzt ein 
finanzieller iſt, ſo muß Oeſterreich die Entwaffnung Piemonts, die ihm einzig 
thatſächliche Garantien bietet, als conditio sine qua non aller Unterhandlun⸗ 
gen aufſtellen. Alles, was auf dieſe Frage Bezug hat, wird alſo in der näch⸗ 
ſten Zukunſt von entſcheidendem Gewicht ſein. 5 

Ich ſchließe hieran die Ueberſicht des Courslaufs der ſchleſiſchen Papiere in 


der letzten Woche. I 
2. April. Höchſter Cours. 
Oberſchleſiſche A. u. C. 126 ½ bez. u. Br. 126% Br. 

5 B. 118 Gld. 118 Gib. 
Breslau⸗Schweidn.⸗Freib. 88 Br. 88 bez. u. Br 
Neiſſe⸗Brieger 53% bez. 53% bez. 
Oppeln⸗Tarnowitz 41 bez. 41% bez. 
Schleſ. Bankverein 80 Gl. 80% Br. 
Minerva 48 bez. u. Gld. 48% Br. 

Niedrigſter Cours. 9. April. 
Oberſchleſiſche A. u. C. 121% bez. 117-118. 

* B. 113½ bez. 112 bez. u. Br. 
Breslau⸗Schweidn.⸗Freib. 850 bez. 84 Br. 
Neiſſe⸗Brieger 52½ Br. 50 bez. 
Oppeln⸗Tarnowitz 40 bez. 35—36 bez. u. Gld. 
Schleſ. Bankverein 80. Br. 78 Br. 
Minerva 47 bez. u. Gld. 46 Br. 


Berlin, 9. April. Die londoner Depeſche über vermehrte öſterreichiſche 
Truppenbewegungen nach Italien verſtärkte die Wirkung, welche die geſtern 
vorgelegenen Nachrichten und die heut Früh aus Paris bekannt gewordenen 
Gerüchte bereits geübt hatten. An der Börſe war in allen Effekten⸗ Gattungen 
faſt ohne alle Ausnahme das dringendſte Angebot, und die Courſe erlitten 

erabſetzungen um mehrere Prozente im Durchſchnitt. Vorübergehend zeigte 
ich Kaufluſt, ie in den Spekulationspapieren hauptſächlich unter Mitwirkung 
der Deckungs⸗Anſchaffungen von Seiten der Fixverkäufer die Bewegung wieder 
in entgegengeſetzter Richtung lenkte. Am Schluſſe der Börſe blieb für ſehr viele 
Effekten gute Frage, und fehlten zu den letzten Courſen meiſtens Abgeber. Geld war 
mit bie % für gute Disconten verfügbar. Mehreres wurde auch mit 3% % 
gegeben. ; 0 28 

Unter den Creditpapieren blieb kein einziges von Rückgängen verſchont. 
Bewegung fand namentlich in Oeſterr., Darmſtädtern und Genfern ſtatt. 
Oeſterr. Credit war bereits bis um mehr als 5 % geſunken und ſchloß dann 
wenig höher mit 76%. me Prämiengefchäjte fehlte es nicht an Neigung. 
Die Courſe folgten den Caſſacourſen; gehandelt wurde mit 82 oder 3, mit 80% 
oder 3%, mit 80 oder 3; mit 8! oder 3 blieben Nehmer. Wiener Courſe 
wurden wenig belannt (man nannte u. A. 178 40). Darmſtädter waren um 
3% auf 74½ gewichen, ſchließlich wurde 76 bewilligt, und zu 7544 blieb un⸗ 
befriedigter Begehr. Genfer drückten ſich um 3% % auf 48% und 48, wozu 
fie ſchloſſen; mit 47 wurde meiſt fir gebandell. Deſſauer ſchließen 4 % nie⸗ 
driger (37), Meininger 3% (73), eine Kleinigkeit wurde auch 72 gehandelt. 

Bei Notenbank⸗Aktien iſt der Coursverluſt geringfügiger, hauptſächlich wegen 
größerer Knappheit des Materials. Preußiſche Bank Antheile hatten jedoch 
mit den Staatspapieren gleiches Schickſal: fie waren zwar nicht gerade offerirt, 
man bot jedoch 4% weniger als geſtern (13344). Braunſchweiger waren 2% % 
billiger mit 102 am Markte. Ki ö 

Die bereits hervorgehobene Erſcheinung, daß die Diſtanz zwiſchen den Forde⸗ 
rungen der Inhaber und den Geboten der Käufer die wirklich vorhandene Ge⸗ 
ſchäſtsluſt oft nicht zur Bethätigung kommen ließ, trat beſonders bei den Eiſen⸗ 
bahn⸗Actien hervor. Es war in der That für eine Reihe von Actien Neigung 
um Kaufe vorhanden, namentlich für ſchleſiſche Effecten, die ja zu einem großen 
Theile ſich in Spekulationshänden befinden. Oberſchleſiſche A. und C. wurden 
dann um 4% % auf 117 herabgeſetzt, während Litt. B. 1 % unter dem ge⸗ 
ſtrigen Courſe zu 112 blieben. Koſcler wurden von den Inhabern 1% auf 
45 herabgeſetzt, darunter aber nicht abgegeben. Tarnowitzer waren um 5 % 
auf 35 gewichen, ſpäter fehlten ſelbſt zu 36 Abgeber. Köln⸗Mindener wichen 
abermals um 2 % auf 128, Anhalter waren 2 % billiger mit 105% ange: 
boten. Rheiniſche Enkel handelte man 2% % billiger mit 80, ebenſo Thü- 
ringer mit 100, Bexbacher 4 % niedriger mit 143%, und dazu noch blieben 
Vertäufer. Für den Kundigen iſt die Bemerkung überflüſſig, daß bäufig nur 
der Zufall den Cours ſeſſtelle; ein geringes Angebot entſcheidet bei einer 
Börſenlage wie die heutige über Procente. Oeſterreich. Staatsbahn waren um 
8 Thlr. auf 131 gewichen, hielten ſich aber bis zum Schluſſe feſt auf 133, 
Mecklenburger ſchwankten zwiſchen 46% und 47%, und ſchließen 47, alſo 2% % 
unter dem geſtrigen Schlußcourſe. Nordbahn hatten 2 % verloren, ſie waren 
auf 49% gewichen, ſchließen aber 49%. F 3 8 

Durch ſtarkes Angebot wurden beſonders die Preuß. Staatspapiere afficirt. 
Staatsſchuldſcheine find um 1% % auf 82%, 4% Anleihen um % % auf 
99 gewichen. Unverkäuflich war Börſenhaus⸗Anleihe, man bot jie 24, % bil⸗ 
liger zu 99% mit Ankündigung pr. Mai vergebens aus. Pfand⸗ und Renten⸗ 
briefe überwiegend angeboten, jedoch meiſt mit geringen Coursherabſetzungen; 
nur Poſener Rentenbriefe waren % billiger mit 89% übrig, für Sächſiſche 
war 4 mehr (93%) zu bedingen, (Bank⸗ u. H. 3.) 


Induſtrie⸗Aktien⸗Bericht. Berlin, 9. April 1859. 
Feuer⸗Verſicherungen: Aachen⸗Münchener 1400 Gl. Berliniſche 
I. Boruſſia incl. Divid. Colonia 960 Gl. 
Elberfeld. 165 Gl. — Magdeburger 200 Gl. 


Ss 


Stettiner Nationale 100 Gl. incl. Div. Schleſiſche 100 Br. incl. Div. Leipziger 
460 Gl. incl, Div. Rückverſicherungs⸗Aktien: er — — incl. Div. 
Kölnische 2% Gl. — — Allgemeine Eiſenbahn⸗ und Lebensverſich. 100 Br. 
— — Hagelverſicherungs⸗Aktien: Berliner 80 Br. — — Kölnische 
— — incl. Div. Magdeburger 50 Br. — 6ere8 — — incl. Div. 

uf⸗Verſicherungen: Berliner Lands und Waſſer⸗ 280 Br. — — Agrippina 


23% Gl. — — Niederrheiniſche zu Weſel — — incl. Div. Lebens 
Verſicherungs⸗Altien: Berliniſche 430 Gl. incl. Div. Concordia (in Köln) 
101% Gl. ind. Div. Magdeburger 100 Br. incl. Div. Dampfſchifffahrts⸗ 
Aren: Nubrorter 112%, Br. incl. Dip, Mnelbein. Dampf- Schlepp, 101% 
Br. incl. Div. Bergwerks⸗Aktien: Minerva 47 Br. Hörder Hütten⸗Verein 
95 Br. incl. Div. Gas Aktien: Continental⸗ (Deſſau) 93 Gl. 

Bei ſehr bedeutenden Umſätzen, doch allgemeinem Drängen zum Verkauf, 
erfuhren ſämmtliche Bank⸗ und Credit⸗Bank⸗Aktien eine ſehr bedeutende Preis 
erniedrigung. Neuſtädter Hütten⸗Aktien waren nicht zu placiren, da Kaufordres 
fehlten. — Neuſchottland⸗Aktien find 10% niedriger, à 60% Brief zu notiren. 
— Concordia⸗Lebens⸗Verſicherungs⸗Aktien wurden & 1017 % bezahlt. 


Berliner Börse vom 9. April 1859. 


Fonds- und Geld-Oourse. BEELE 
Freiw. Staats-Anleihe41,199 bz. N.-Schl. Zwgb..] — | 4 I — — 
Stasts-Aul. von 1860/41299 ba. Nordb, (Fr.-W.)| —| 4 [60 ä 49%, be. 
dito 18521415199 bz. dito Prior. — 4½%— — 
dito 1853 931, bz. Oberschles. A.. — 3½ 117 & 118 ba 
dito 1854|414,[99 b. ito B. — 3½ 112 ba. 
dito 1855/41,/99 bz. dito O. . — 3½ n & 118 ba. 
dito 1856 11 99 bz. dito Prior. A | — |4 | — 
dito 1857 417 99 ba. dito Prior. B. ‚| — 3½ 78% B 
Stants-Schuld-Sch. . 3½82½ ba. dito Prior. P. .| — 4 84%, ba. 
Präm.-Anl. von 1855 3½114½ ba. dito Prior. E. — [314/741 bz. 
Berliner Stadt-Obl.. 4½ - — dito Prior. F. % 91% B. 
Kur. u. Neumärk, 3½ 6 R. Oppeln-Tarnow.] 4 35 4 36 bz. 
dito dito 4 |93 B. Prinz-W.(St.-V.) ] — |4 |- — — 
&|Pommersche .. [31,1855Y, B. dito Prior. 1.5 
3 dito neue... | 4 92% B. dito Prior II. — 5 
3 | Posensche .... 4 -——— dito Prior. III. — 5 — — — 
S dito I —.—.— Rheinische — 4 — 
dito neue 87 ½ ba. dito (St.) Pr. — | 4 |89%, @ 
Schlesische. 3½— — — dito Prior. — 4 — 
„Kur- u. Neumärk-| 4 93½ bz. dito v. St. gar — 3½— — — 
Pommersche 4 925 B. Rhein-Nahe-B. .| — el 
8 Posensche . | 4 |89% B. Ruhrart-Crefeld.| — 3½—-— — 
&{Preussische ... | 4 |91%, 6. dito Prior. 1..| — 4½—-— — 
80 Westf. u. Rhein. | 4 94 bz. dito Prior II. — | 4 |- — — 
© |Sächsische.... 4932, 0. dito Prior. III. — 4,1917, B 
= (Schlesische. 4 921, k. Russ. Staatsb. .| — | - |— — — 
Friedrichsd’or .... |— |113% bz Starg.-Posener .| — [31,|— — — 
Louisd’or . „22... — 10912 ba. dito Prior. — 4 — — 
Goldkronen — 9. 5 B. dito Prior. II. — 4½ — — III. EK. — 
Thüringer ....] 5%, 100 B. 
Ausländische Fonds. A 
Oesterr. Metall... . | 5 02 ä 601% br. nr Bm.) TUE 
dito Bier Pr.-Anl. | 4 |99 B. F %B 
dito Nat.-Anleihe | 5 664, a 85 ba u. C. Wilhelms-Baln.| 0 |4|- — 
Russ.-engl. Anleihe. | 5 |1091, B. eee eee 
a 3 106,5 ai e | = II 
o. poln. Sch. 4 844, B - ae) Fe 7 re 
Poln. Pfandbriefe | 4 |— - — r * 
b . . Br Em... 4 188%, B. 
0 . 4B. 
n EL 48 Preuss. und ausl. Bank-Aotien. 
dito à 200 Fl. | — 22½ 6. Div.] 2. 
Kurhess. 40 Thlr.. . 40½ B. 1858| E. 
Baden 35 F I. — 29 8. Berl, K.-Verein 6% 4 122 B. 
A 9 er & Kt . B 
E x Berl. W.-Cred. G.] 5 zZ. 
art ra ee | Braunschw.Bak.| 6%| 4 |102 ba. u. B 
Bi? beben ene 5 
E 217 781 oburg Crdtb. ‚ 
Aach.-Düsseld. | — 31%, 7815 B. Darmst.Zettel.b — | 4 18854, etw. bz. u 6. 
Auch. -Mastzicht, 0 4% a 231% be. Darmst.(abxest)| 574 15 4 70 5 
eee e Dess. Creditb.A.| 5% 4 87% 4 37 ba, 
io Frier. — | 6 RSS Dise.-Cm.-Anth, | — | 4 |92 a 92%, ba. 
dito II. Em. — | 5 |101% B Genf. Greditb-A. — | 4 |4847.48bzu.B, iD, 
dito III. Em. — 37/75 re Geraer enk 5½ 478 etw, bz u. G. 
Berto. Anhalter. 87% 4 (400 4 108 % b Hard Bank 6 N 
dito Prior...| 4 92% 6. ase „ To sen AD 
Berlin.-Hamburg| 5Y,| 4 103 ½ @. 2 ” an N 1 . iD. 
1 K r e Tease hee 1 . 
Berl.-Ptsd.-Mgd — 4 118 bz Magd. Priv.-B. 4 481 ½ B. 
A Pear - 4 2 — Mein. Creditb.-A 6 4 72 b. u. @ 
dito Lit. U zul 98 b. Minerva-Bgw. A“ — | 5 @. 
dito Lit. 5. 41797 = Oesterr Crdtb.A | — | 5 |771,,76,761,,%, ba. 
i ei HERE Pos. Prov.-Bank| 4 | 4 79 0. 
e eee, Preuss. B.-Anth.| 7} 4% 138 ½ bz 
dito Prior. — 4½ 90 bz Sr. II. 84 B. 5 4 
Rreslau-Freib. .|5 4581 ba. u. B. Schl. Bank- Ver. 57, 4 78 B. 
. Ir 5 128 85 Thüringer Bank 4 4 67 8. 
0 r. . — 2 fi 5 
dito Il. E. — 4 10370 1 Weimar. Dank. 5 491% @ 
e 4— — — 
ito III. Em.“ — 4 — 
äite IV. Em — 4 4 B Wechsel-Gourse. 
Franz.St.-Eisnb.| — | 5 [135.131,134,1321, b || Amsterdam k. S. 142% be. 
dito Prior.. .| — | 3 |260%, E. ei a re 2M. 141% bn. 
Ludw.-Bezbach.| 11 | 4 133½ bz. Hamburg b. 8. (182 bz. 
Mag d.-Helberst. — 14 14——.— Dr 2 M. 151 ba. 
Magd.-Wittenb. | — 4373, ½,½ bz. Les 3 M. 6 19% bz, 
Mainz-Ludw. A| — |4 I — Paris! 10,0 .0..9% 2M 79 7 ba. 
dito dito C. — | 5 80 ba, Wien österr. Währ.] s T. 87 ba. 
Mecklenburger .| 2 4 48 ä 46½ à 47 ba. . ee e 2 M.|86 ba. 
Münster-Hamm 4 |4|- — — Augsburg 2 M. 56. 24 ba. 
Neisse-Brieger .| — | 4 50 ba Leipzig 3 T/99% @. 
Niederschles. ..) — | 4 90 . I erg 2 199% 6. 
do. Pr. Sor. I. Il — [4 — Frankfurt a M. 2 M56. 26 ba 
N — 14 .— — — Petersburg ZW B. 
do. Pr. Sor. Iv.| — 15 i-— — Bromen 1.409 ba. 
Berlin, 9. April. Weizen loco 47—77 Thlr. — Noggen loco 


4 42% Tlr. gef., Frühjahr 39 / —41 / Thlr. bez. und Gld., 41 g 

9 u Jumi dor 1 5 be und Br, 1 Ur. Ob, l 

—43 „bez. un „ 42 . Br., Juli⸗ t 42 4 —4 > 

bez. und Gld., 434 Thlr. Br. ne er 

Gerſte, große und kleine 32—39 Thlr. 

abel lors 167 Ahle Er MprilMei 12% Tot. be. u. Gt 

üböl loco 1: r. Br., Ma r. bez. u. Gld., 12 lr. 

55 em 13 Thlr. nominell, September⸗Oktober 127,,—12% Tcl be 

r. un . 


Spiritus loco 19½½—19½ Thlr. bez., April⸗Mai 19% —19: „ bez. 
und Br., 19 7 Thlr. Gld., Mul u 17715 4 Thlr. bez, 20 85 


19% Thir. Gd. Juni: Juli 20 20% Thlr. bez, Br. und Gid., Juli⸗Auguſt 


e e zu ee 
oggen bei lebhafterem ehr zu raſch ſteigenden Preiſen gehandelt, 
felt Termine faſt eiheaten, Menke BE 


ſchließt feit. — Rüböl loco und 
ändert, — Spiritus loco % Thlr. höher, Termine wie Roggen. 


London, 8. April. 
8 8, April. Wei der 3 Fl. niebri 8 
mſterdam, 8. izen rother 3 Fl. niedriger, Rogen rigens 
unverändert, Rapsſaat pr. April L. 66½, pr. Oktbr. L. 62, Rüböl pr. Mai 
36 Fl., pr. Oktbr. 35 Fl. 


Breslau, II. April. i Für Weizen und Roggen 
durch beſſere Kaufluſt feſtere Haltung, Gerſte und Hafer matt, Preiſe ſämmt⸗ 
licher Getreidekörner unverändert, ſchwache Se act mäßiges Angebot von 
Feen Ne pen — ſ—w aher, * Farden im 

ehenden Preiſen mehreres gekauft. — loco 8%, April 8%, 
April⸗Mai 8% ſämmtl. G.“ e 


u ee! Sor. 

5 —— R 
Weißer Weizen: . 100 95 so 80 Wintet⸗ Nabe . 116 M7110 
Ferber N e e ce ns e DZ 
Brenner dito 48 45 40 36 ar, er Eee 

54 52 4 lr. 


8 „ 
45 40 360Rothe Kleeſaat 15717713712 
37 34 30 Weiße el 4 6 2534 2 


afer . 40 ) . 
80 75 661Thymothee . . 14% 14 13% 13 


Roggen. 57 
Saile a 
Erbfen 83 


Theater⸗ Repertoire. 
Montag, den 11. April. 10. Vorſtellung des 2. Abonnements von 70 Vorſtel⸗ 
lungen. Sum dritten Male: „Montroſe, der ſchwarze Markgraf.“ 


Trauerſpiel in 5 Akten von Heinrich Laube 


Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


